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Ende der Hauptschule – Ausweg aus der Bildungsmisere?

Sollte das deutsche Schulsystem auf eine zweigliedrige Struktur aus Sekundarschu-
len und Gymnasien umgestellt und die Hauptschule abgeschafft werden? Annette
Schavan, Bundesministerin für Bildung und Forschung, spricht sich für den Erhalt der
Hauptschulen aus: »Eine starke Hauptschule war, ist und bleibt die Schule für Hand-
werk, Technik und soziale Berufe«. Mit der simplen Forderung nach einer Abschaf-
fung der Hauptschule tue man weder den Jugendlichen einen Gefallen, noch den en-
gagierten Lehrerinnen und Lehrern. Stattdessen solle man jeder Schulart die Mög-
lichkeit für ein Bildungsangebot geben, das Voraussetzung für eine weitere Phase der
Bildung und Ausbildung sein könne. Auch dürfe nicht übersehen werden, wie gut die
pädagogische Arbeit sei, die insbesondere an den Hauptschulen geleistet werde.
Unterstützung findet diese Auffassung durch Siegfried Schneider, Bayerischer
Staatsminister für Unterricht und Kultus, der sich ebenfalls gegen die Abschaffung der
Hauptschule wendet. Er verweist auf das Beispiel des bayerischen Schulwesens, das
gerade als Gesamtgefüge so leistungsstark sei. Anstatt die Hauptschule abzuschaf-
fen, müsse es vielmehr darum gehen, sie gezielt zu stärken. Im Gegensatz dazu
konstatieren Wilfried Bos und Ernst Rösner, Universität Dortmund, den Niedergang
der Hauptschule. Der Alternative der Zweigliedrigkeit stehen sie allerdings skeptisch
gegenüber, da diese zum einen an der Frühauslese als deutscher Besonderheit fest-
halten und zum anderen eigenständige Gymnasien beibehalten würde. Für Bos und
Rösner können aber nur solche Schulen dauerhaft erfolgreich sein, die (auch) gym-
nasiale Bildungsstandards anbieten. Handlungsbedarf sieht ebenfalls Klaus Klemm,
Universität Duisburg-Essen. Die Auflösung der Hauptschule und ihre Zusammenfüh-
rung mit anderen Schulformen schafft, seiner Meinung nach, in den neuen Schulfor-
men ein Entwicklungsmilieu, das vor allem schwächeren Jugendlichen mehr Ent-
wicklungschancen biete. Kerstin Schneider, Universität Wuppertal, verweist auf die
Unterschiede zwischen den einzelnen Bundesländern. Die Hauptschule sei nicht in
allen Bundesländern zur »Restschule« geworden. Gerade in ländlichen Regionen sei
das Niveau der Hauptschulen hoch. Auch für Dieter Dohmen, Forschungsinstitut für
Bildungs- und Sozialökonomie, Berlin, ist es konsequent, vor allem unter Berück-
sichtigung der demographischen Entwicklung und des sich verändernden Über-
gangsverhaltens die Existenz dieser Schulform grundsätzlich zu überdenken. Eines
der wesentlichen Probleme des deutschen Bildungssystems, nämlich der hohe An-
teil junger Menschen, die die Schule ohne Abschluss verlassen, könnte allerdings
durch die Abschaffung der Hauptschulen nicht gelöst werden. 

Cluster und Innovationen – deutsche Branchen und Regionen
im nationalen und europäischen Wettbewerb
Kurt A. Hafner

Welche innovationsfreundlichen Regionen in Deutschland zeichnen sich durch ei-
ne hohe regionale Konzentration unternehmerischer Tätigkeit der gleichen Bran-
che aus? Eine von der Europäischen Kommission finanzierte Forschungseinrich-
tung mit der Bezeichnung »European Cluster Observatory« gibt Auskunft über die
Bildung und Zusammensetzung regionaler Firmencluster in Europa und deren In-
novationstätigkeit. Auf Basis dieser Daten vergleicht Kurt A Hafner, Bayerisches
Staatsinstitut für Hochschulforschung und Hochschulplanung (IHF), München,
zum einen Regionen innerhalb Deutschlands in ihrer Industriestruktur, zum ande-
ren europäische Regionen hinsichtlich der Ansiedlung von Firmenclustern einer
Branche. Der Vergleich zeigt, dass vor allem Regionen in Bayern und Baden-Würt-
temberg durch ausgeprägte Clusterstrukturen und ein hohes Innovationspotenti-
al gekennzeichnet sind. Darüber hinaus lässt sich festhalten, dass deutsche Fir-
mencluster, beispielsweise die der Automobilbranche und der Produktionstech-
nologie, im europäischen Wettbewerb relativ gut dastehen.
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Ausgewählte Länder und ihre weltwirtschaftliche Verflechtung: 
Deutschland
Christoph Zeiner

Im ifo Schnelldienst sollen einige bedeutende Industrie- und Schwellenländer an-
hand wichtiger Globalisierungsindikatoren vorgestellt werden. Die Analyse be-
schränkt sich auf die Jahre ab 2001 bis zum aktuellen Rand. Die Reihe beginnt mit
diesem Beitrag zu Deutschland.

Kreditklimaindikator wieder leicht gefallen
André Kunkel

Für die Unternehmen aus dem verarbeitenden Gewerbe, des Groß- und Ein-
zelhandels sowie des Baugewerbes hat sich die Lage auf dem Kreditmarkt wie-
der leicht verschlechtert. Die sich eintrübende konjunkturelle Entwicklung in
der deutschen Wirtschaft veranlasst die Banken, ihre Kreditrichtlinien zu ver-
schärfen und die Risikoprämien zu erhöhen. Als Folge müssen Unternehmen
nun mit ungünstigeren Bedingungen für eine Kreditzusage rechnen. Die Ver-
schlechterung des Kreditklimas im verarbeitenden Gewerbe wurde überwie-
gend von den ungünstigeren Meldungen ostdeutscher Unternehmen getragen.
Dort sank das Kreditklima das erste Mal seit dem Beginn der Befragung. Auch
im Baugewerbe wurde das Kreditvergabeverhalten der Banken regional unter-
schiedlich empfunden. In Westdeutschland hat sich das Kreditklima weiter
leicht abgekühlt, in Ostdeutschland hingegen meldeten die Bauunternehmen
sogar eine geringe Verbesserung. Auch im Handelsgewerbe haben sich die Ur-
teile der Firmen zur Kreditvergabe weiter verschlechtert. Regional betrachtet
hat sich die Entwicklung damit aber angeglichen. Im März dieses Jahres be-
richteten überwiegend westdeutsche Unternehmen des Groß- und Einzelhan-
dels von einer restriktiveren Haltung ihrer Bank, nun lässt sich dieser Trend
auch bei den ostdeutschen Handelsfirmen beobachten. Eine Ausnahme bilden
die westdeutschen Einzelhändler, sie meldeten gegenüber der März-Umfrage
keine restriktivere Vergabepraxis. 

ifo Konjunkturtest August 2008 in Kürze
Klaus Abberger

Der ifo Geschäftsklimaindex für die gewerbliche Wirtschaft Deutschlands ist im
August gesunken. Dies ist der dritte Rückgang des Index in Folge. Die derzeiti-
ge Geschäftslage wird von den Unternehmen deutlich ungünstiger bewertet als
im Vormonat. Zudem rechnen sie damit, dass sich die Situation auch im kom-
menden halben Jahr schwächer entwickelt: Die Geschäftserwartungen ver-
schlechtern sich seit drei Monaten ununterbrochen. Den Umfrageergebnissen
zufolge wird die deutsche Wirtschaft deutlich an Tempo verlieren. Auch das ifo
Beschäftigungsbarometer, das aus den Konjunkturtestergebnissen berechnet
wird, hat sich im August verschlechtert. Damit ist das Barometer bereits dreimal
nacheinander gesunken. Die Unternehmen planen kaum noch, den Personal-
bestand auszuweiten.

Im Blickpunkt
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Aufstieg durch Bildung 
ermöglichen

Bildung und Erziehung eröffnen nicht nur
individuelle Lebenschancen. Hervorra-
gend ausgebildete Frauen und Männer
sind auch entscheidend für die Zukunft
unseres Landes, denn sie sind der Mo-
tor für die kulturelle, soziale und ökono-
mische Entwicklung Deutschlands. Des-
halb brauchen wir ein leistungsstarkes
und zukunftsfähiges Bildungssystem.
Unabhängig von der sozialen Herkunft
muss jeder junge Mensch die Möglich-
keit erhalten, seine Talente und Fähigkei-
ten zu entfalten. 

Jeder Jugendliche braucht die Chance
auf Bildung und Ausbildung, denn sie er-
öffnen Perspektiven für den weiteren Le-
bensweg. An keiner Schule darf deshalb
der Eindruck entstehen, dass mit dem
dort erworbenen Abschluss kein An-
schluss an weitere Bildung und Ausbil-
dung möglich ist. Wenn also in öffentli-
chen Debatten die Hauptschule generell
kaputt geredet wird, brauchen wir uns
nicht zu wundern, dass ihr Ruf entspre-
chend ist. Mit der simplen Forderung nach
einer Abschaffung der Hauptschule tut
man weder den Jugendlichen einen Ge-
fallen, noch den engagierten Lehrerinnen
und Lehrern. Stattdessen müssen wir je-
der Schulart die Möglichkeit für ein Bil-
dungsangebot geben, das Voraussetzung
für eine weitere Phase der Bildung und
Ausbildung sein kann. 

Das Ziel aller Debatten über die Struktur
des deutschen Bildungssystems muss
deshalb sein, Durchlässigkeit und An-
schlussfähigkeit zu schaffen sowie Aus-
grenzung zu verhindern. Die Hauptschu-

len haben hier in den vergangenen 
Jahrzehnten gute Arbeit geleistet. Eine
starke Hauptschule war, ist und bleibt die
Schule für Handwerk, Technik und sozia-
le Berufe.

Der zweite nationale Bildungsbericht »Bil-
dung in Deutschland 2008« beschreibt,
dass Schulabgängerinnen und -abgän-
ger mit und ohne Hauptschulabschluss
und dabei besonders Jugendliche mit
Migrationshintergrund weniger Chancen
auf einen attraktiven, zukunftsfähigen
Ausbildungsberuf haben als ihre Alters-
genossen. Gleichzeitig wissen wir aber
auch, dass Hauptschulen eine wichtige
Integrationsleistung vollbringen und ins-
besondere in ländlichen Regionen ange-
sehen sind. Deshalb müssen wir die
Hauptschulen an die gestiegenen Anfor-
derungen anpassen. 

Die Leistungsfähigkeit eines Bildungs-
systems entscheidet sich an der Fähig-
keit, Bildungschancen sowohl in der Spit-
ze als auch in der Breite zu fördern. Be-
sonders begabte junge Menschen brau-
chen genauso unsere Unterstützung wie
Kinder und Jugendliche, denen das Ler-
nen schwerfällt. Vor allem letztere brau-
chen ein Bildungssystem, das durchläs-
sig ist, damit eine einzelne Entscheidung
im Laufe eines Bildungsweges nicht
schon die Entscheidung für einen be-
stimmten Schulabschluss ist. Deshalb
sollte jede Hauptschule bei entsprechen-
der Leistung auch den Weg zu einem
mittleren Bildungsabschluss oder zu an-
deren weiterführenden Ausbildungswe-
gen ermöglichen. 

Die Strukturdebatte in der deutschen Bil-
dungspolitik verfehlt deshalb den Kern des
Problems. Dies gilt umso mehr vor dem
Hintergrund des demographischen Wan-
dels in unserem Land, der uns vor ganz
neue Herausforderungen stellen wird. In

Ende der Hauptschule – Ausweg aus der Bildungsmisere?

Die Mehrgliedrigkeit des deutschen Schulsystems – oder zumindest die bereits nach der vierten

Klasse vorgenommene Verteilung der Schüler auf die verschiedenen Schulzweige – wird unter an-

derem dafür verantwortlich gemacht, dass der schulischer Erfolg stärker als in anderen Ländern

vom Elternhaus abhängt. Sollte das deutsche Schulsystem auf eine zweigliedrige Struktur aus Se-

kundarschulen und Gymnasien umgestellt und die Hauptschule abgeschafft werden?

Annette Schavan*

* Dr. Annette Schavan ist Bundesministerin für Bil-
dung und Forschung und stellvertretende Vorsit-
zende der CDU Deutschlands.
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den neuen Bundesländern sinken schon jetzt die Schüler-
zahlen; in ein bis zwei Jahrzehnten wird es anderen Bun-
desländern genauso ergehen. Unabhängig davon, wie künf-
tige Schulstrukturen aussehen werden, dürfen insbeson-
dere die Flächenländer nicht zulassen, dass angesichts des
Rückgangs der Schülerzahlen kaum noch wohnortnaher Un-
terricht gewährleistet werden kann. Hier sind Konzepte ge-
fragt, die eine gute Erreichbarkeit von Schulen gewährleis-
ten und ein attraktives Bildungsangebot bieten. Dafür müs-
sen Lösungen gefunden werden. Die Frage nach den Schul-
strukturen ist dabei sekundär. 

Lehrerbildung professionalisieren

Moderne Bildungssysteme zeichnen sich durch ein hohes
Maß an individueller Förderung aus. Deshalb sind die Eli-
tenförderung und die Benachteiligtenförderung keine Al-
ternativen, sondern zwei Seiten derselben Medaille. In bei-
den Fällen geht es um die pädagogische Herausforderung,
individuellen Förderbedarf zu erkennen, sich auf die Ein-
zigartigkeit eines Menschen einzulassen und sie zu wür-
digen. Deshalb müssen wir vor allem die ganz konkreten
Fragen der pädagogischen Weiterentwicklung in den Blick
nehmen.

Dreh- und Angelpunkt jeder bildungspolitischen Debatte
muss das Wohlergehen der Kinder und Jugendlichen sein.
Denn Leistungsbereitschaft zu wecken und Talente zu för-
dern, setzt vor allem Interesse an Kindern und Jugendlichen
voraus. Diesen Zusammenhang von Bildung und Erziehung
als Ausdruck des Interesses der Generationen aneinander
hat Friedrich Schleiermacher schon 1826 beschrieben, wenn
er sagt, das Herzstück von Bildung und Erziehung sei das
Interesse der Alten an den Jungen und der Jungen an den
Alten und das damit verbundene Ringen der Generationen
miteinander. Wo an die Stelle des Interesses der Genera-
tionen aneinander ein bloßes Nebeneinander der Genera-
tionen tritt, wo Auseinandersetzung nicht mehr stattfindet,
fühlen sich letztlich Kinder und Jugendliche nicht mehr ernst
genommen – mit ihrer Neugierde, mit ihren Talenten und
Grenzen und auf ihren Wegen, sich zu bilden.

Wir müssen unsere Lernkultur weiterentwickeln, um jungen
Menschen zu zeigen, dass wir sie in ihren Bedürfnissen ernst
nehmen. Dazu gehört auch eine verbesserte Ausbildung der
Lehrerinnen und Lehrer. Die hervorragende Aus- und Wei-
terbildung von Lehrerinnen und Lehrern ist eine zentrale
Voraussetzung für ein zukunftsfähiges und leistungsstar-
kes Bildungssystem. Dabei dürfen wir nicht übersehen, wie
gut die pädagogische Arbeit ist, die insbesondere an unse-
ren Hauptschulen geleistet wird. Die Hauptschulen haben
einen wesentlichen und unverzichtbaren Beitrag für unser
Bildungssystem geliefert. Die dort entwickelte und einge-
setzte Pädagogik darf nicht verlorengehen. 

Und vor allem brauchen wir mit Blick auf den Lehrerberuf
ein gesellschaftliches Umdenken. Lehrer zu sein, das gehört
zu den anspruchsvollsten und wichtigsten Aufgaben, die
es in dieser Gesellschaft gibt. Die Anerkennung des Be-
rufsstands der Lehrerinnen und Lehrer ist die notwendige
Voraussetzung für überzeugende schulische Arbeit und die
Motivation der Schülerinnen und Schüler. Schule braucht
Akzeptanz und Vertrauen in ihre Arbeit. Genauso braucht
der Lehrerberuf Professionalität und Autorität. Das ist eines
der zentralen Ergebnisse der Pisa-Studien. In den Pisa-Sie-
gerländern genießt der Lehrer hohes gesellschaftliches An-
sehen. Hier gibt es in Deutschland noch viel zu tun. 

Ganztagsangebote schaffen und eng mit 
der beruflichen Praxis kooperieren

Individuelle Förderung von Kindern und Jugendlichen
braucht Freiräume im Schulalltag. Schule muss ein Lern-
und Lebensraum sein, der Talente fördert und persönliche
Entfaltung unterstützt. Acht Schulstunden hintereinander
sind keine gute Lösung, um Kindern und Jugendlichen
Lerninhalte so zu vermitteln, dass sie auch aufgenommen
und verarbeitet werden können. Deshalb wird sich Schu-
le von der reinen Vormittagsschule immer mehr zu einer
Ganztagesschule wandeln. Zudem können Ganztages-
schulen in sozialen Brennpunkten ein ausgewogenes Bil-
dungs-, Freizeit- und Förderungsangebot bereitstellen.
Denn Kinder und Jugendliche aus schwierigen Lebenssi-
tuationen brauchen nicht nur Unterricht, sie müssen dar-
über hinaus intensiv begleitet werden. Gerade an Schu-
len mit hohem Migrantenanteil brauchen wir ein Netzwerk,
das die Lehrerinnen und Lehrer unterstützt. Dazu gehö-
ren Jugend- und Sozialarbeit genauso wie Ehrenamtliche,
die mit ihrem Engagement zu einem gelingenden Schul-
leben beitragen. 

Insbesondere die enge Kooperation von Schulen mit der
betrieblichen Praxis spielt dabei eine wichtige Rolle. Die
Erfahrung, in der Werkstatt, im Labor oder im Büro ge-
braucht zu werden, motiviert Jugendliche zum Lernen.
Junge Menschen müssen die Erfahrung machen, dass
es sich lohnt, sich anzustrengen – an der Werkbank ge-
nauso wie an der Schulbank. Eine Kombination aus Pra-
xis und Theorie, aus Arbeit und Lernen sichert eine hoch-
wertige Qualifikation auf der Höhe der Zeit und schafft
die Voraussetzungen dafür, sich später immer wieder der
veränderten Beschäftigungs- und Arbeitswelt anzupas-
sen. Gerade der Übergang von der Schule in eine Be-
rufsausbildung ist eine entscheidende Phase im Leben
junger Menschen. Deshalb soll die strukturelle Weiterent-
wicklung der beruflichen Bildung, verbunden mit Einstiegs-
qualifikationen und Ausbildungsbausteinen die Ausbil-
dungsmöglichkeiten für all jene verbessern, die eine zwei-
te Chance brauchen. 
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Aufstieg durch Bildung

Schulabschlüsse sind schon heute nicht mehr fest an eine
Schulform gebunden. Hauptschüler haben in vielen Bun-
desländern die Möglichkeit, auch einen mittleren Abschluss
zu erwerben. In Baden-Württemberg zum Beispiel sind es
die beruflichen Gymnasien, die den Schülerinnen und Schü-
lern nach dem erfolgreichen Abschluss der mittleren Reife
auch den Weg zur fachgebundenen oder allgemeinen Hoch-
schulreife ermöglichen. 

Die Übergänge zwischen den verschiedenen Schulformen
finden jedoch immer noch vor allem in Form von Abwärts-
wechseln statt: Auf jeden aufwärts gerichteten Wechsel kom-
men fast fünf Abwärtswechsel. Wenn höhere Bildungsab-
schlüsse zu einem späteren Zeitpunkt nachgeholt werden,
dann meistens von Menschen mit bildungsnaher Herkunft.
Wir müssen deshalb unsere Anstrengungen weiter verstär-
ken und die Durchlässigkeit des Bildungssystems – von
der Hauptschule bis zur Universität – weiter ausbauen. Auf-
stiegsstipendien und ein erleichterter Zugang zu Hochschu-
len für Frauen und Männer mit einer beruflichen Qualifizie-
rung sollen hier neue Impulse geben.

Mehr Anstrengung und Geld für Bildung und Qualifizierung
– das hat sich die Bundesregierung mit der Qualifizierungs-
initiative zum Ziel gesetzt. Unter dem Motto »Aufstieg durch
Bildung« wollen wir Förderung in der Breite wie auch in der
Spitze. Angefangen bei der frühkindlichen Bildung über al-
le Phasen des Bildungssystems bis hin zur beruflichen Wei-
terbildung wollen wir die Bildungschancen aller Bürgerinnen
und Bürger in unserem Land stärken.

Bildungschancen stärken heißt, Sorge dafür zu tragen, dass
jede und jeder einen Schulabschluss machen. Das fängt
schon bei der frühkindlichen Bildung an. Damit Kinder und
Jugendliche gerechte Bildungschancen erhalten, brauchen
sie eine möglichst frühe und individuelle Förderung. Die Wei-
chen für Erfolg und Misserfolg in Bildung und Erziehung wer-
den häufig schon im Kindergarten gestellt. Denn eine alters-
gemäße Sprachentwicklung ist grundlegend für Bildungs-
und Chancengerechtigkeit. Jedes Kind muss die Chance
haben, seine Lehrerinnen und Lehrer zu verstehen. Des-
halb müssen Kinder die deutsche Sprache beherrschen,
wenn sie eingeschult werden. Sprache als Schlüssel zum
Bildungserfolg wird immer noch zu sehr vernachlässigt. Wir
brauchen dringend mehr qualifizierte Erzieherinnen und Er-
zieher in den Kindertageseinrichtungen, die mit Mehrspra-
chigkeit umgehen können und das Erlernen der deutschen
Sprache gezielt fördern. 

Dies wird mittelfristig auch dazu beitragen, die Zahl der Schul-
abbrecher zu verringern. Doch auch kurzfristig müssen wir
hier handeln. 2006 haben rund 76 000 junge Menschen
die Schule ohne Abschluss verlassen, das waren rund 8%.

Und vor einigen Jahren lag ihre Zahl sogar noch höher. Die-
se Zahl wollen wir gemeinsam mit den Ländern binnen fünf
Jahren halbieren. Das Ziel muss es sein, dass alle Schüle-
rinnen und Schüler die Schule mit der Ausbildungsreife und
einem Schulabschluss verlassen. Das ist unser Anspruch.
Dazu gibt es eine Reihe von Maßnahmen: flächendecken-
de Praxisklassen, der Einsatz von Ausbildungspaten und
Berufseinstiegsbegleitern, Projekte für rund 1 500 so ge-
nannte harte Schulverweigerer und eine stärkere Zusam-
menarbeit mit überbetrieblichen Berufsbildungsstätten. Es
ist ein bildungspolitisch, gesellschaftspolitisch und jugend-
politisch zentrales Ziel, dass jeder Jugendliche in Deutsch-
land zu einem Schulabschluss kommt und so eine besse-
re Perspektive auf einen Ausbildungsplatz erhält.

Mit der Qualifizierungsinitiative »Aufstieg durch Bildung« leis-
tet die Bundesregierung ihren Beitrag, um die Weichen für
die Zukunft zu stellen. Gemeinsam müssen Bund und Län-
der die gesamtstaatliche Verantwortung für das Bildungs-
system wahrnehmen, um nachhaltige Verbesserungen zu
bewirken. Ein modernes föderales System zeichnet sich da-
bei durch zweierlei aus: durch den Wettbewerb der Länder
und die damit verbundene wachsende Vielfalt von Schul-
konzepten vor Ort und durch die gesamtstaatliche Verant-
wortung für ein leistungsfähiges Bildungssystem. 

Bildungspolitik braucht Weitsicht. Wir brauchen eine Vor-
stellung über die Zukunft der Bildung in Deutschland in den
nächsten zehn Jahren. Der Bildungsgipfel, den die Bun-
deskanzlerin für den 22. Oktober einberufen hat, bringt die
Bildung in die Mitte der Politik und zeigt, dass Bund und Län-
der unser Bildungssystem zukunftsfähig gestalten wollen.
Das klare Signal muss sein: Aufstieg durch Bildung ist mög-
lich und wird gefördert! 

Bildungspolitik ist die beste Sozialpolitik. Sie ermöglicht den
Menschen Selbständigkeit und eröffnet Zukunftschancen.
Mit Blick auf den demographischen Wandel ist Bildungs-
politik aber auch Wirtschaftspolitik: Nur wenn wir alle Poten-
tiale in unserem Land fördern und den jungen Menschen un-
abhängig von ihrer sozialen Herkunft eine gute Ausbildung
ermöglichen, können wir dem Fachkräftemangel erfolgreich
entgegentreten.
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Eine starke bayerische Hauptschule in
einem vielfältig gegliederten Schul-
wesen – Garant für zukunfts- und 
anschlussfähige Bildung

»Ende der Hauptschule – Ausweg aus der Bildungsmise-
re?« – Die Frage, die der ifo Schnelldienst zur Diskussion
stellt, ist bewusst provokant formuliert. Denn sie setzt vor-
aus, was ja doch erst einmal belegt werden müsste: dass
wir uns nämlich überhaupt in einer »Bildungsmisere« befin-
den. Bevor ich mich der Hauptschule zuwende, will ich des-
halb zunächst fragen: Trifft das wirklich zu? Stehen wir –
steht Bayern – vor einer Bildungsmisere?

Alle, die sich auch nur oberflächlich mit den Ergebnissen der
Bildungs- und Erziehungsarbeit in Bayern beschäftigen, wis-
sen: Eine derartige Diagnose wird durch nichts gestützt. Wer
einen unvoreingenommenen Blick auf die bayerische Bil-
dungsbilanz wirft, der wird keine Bildungsmisere finden –
im Gegenteil: Bayern vermittelt mit seinem Bildungswesen
den jungen Menschen die besten Voraussetzungen, sich in
der Welt von morgen zu behaupten und diese kompetent,
verantwortlich und erfolgreich mitzugestalten. 

Das beweisen zum Beispiel die bayerischen PISA-Ergebnis-
se. Die bayerischen Schülerinnen und Schüler sind die Leis-
tungselite in Deutschland und gehören international zu den
besten der Welt. Und was in unserem Zusammenhang be-
sonders wichtig ist: Bayern weist nicht nur in drei der bei
PISA gemessenen vier Kompetenzbereichen die größte Spit-
zengruppe unter den deutschen Ländern auf, sondern in al-
len Kompetenzbereichen auch die kleinste Risikogruppe –
also Schüler, die nicht oder nur schwach die grundlegenden
Kompetenzen erworben haben. Der gerade eben erschie-
nene Bildungsmonitor 2008 des Instituts der deutschen Wirt-

schaft im Auftrag der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft
ist nur eine von vielen Vergleichsstudien, die diese Ergeb-
nisse eindrucksvoll bestätigen. Er bescheinigt der bayeri-
schen Bildungspolitik, dass es ihr gelungen ist, dieses ho-
he Bildungsniveau nochmals auszubauen. Bayern liegt in
dieser Studie deshalb bei der Schulqualität an erster Stelle
unter allen deutschen Ländern. 

Wer angesichts dieser Fakten allen Ernstes von einer »Bil-
dungsmisere« in Bayern sprechen will, kann dabei also kaum
die Leistungsfähigkeit des bayerischen Schulwesens im Blick
haben. Das bayerische Schulwesen ist jedoch nicht nur leis-
tungsstark. Es ist auch gerecht! Gerade für die Hauptschu-
le ist das von entscheidender Bedeutung. So hat die PISA-
Studie bereits 2003 deutlich gemacht: In Bayern besteht die
geringste Koppelung von sozialer Herkunft und Leistungs-
niveau in allen Ländern Deutschlands. Namentlich gelingt es
Bayern, »eine relativ schwache Kopplung von sozialer Her-
kunft und erreichter Kompetenz bei hohem Kompetenzni-
veau« zu erreichen – so PISA 2003. Außerdem erzielen Schü-
lerinnen und Schüler mit Migrationshintergrund in Bayern
bessere Leistungen als irgendwo sonst in Deutschland. Und
dass wir alles tun, diese Bilanz noch zu verbessern, bestä-
tigt wiederum der Bildungsmonitor 2008: Bei den Ausga-
ben pro Teilnehmer am Bildungswesen ist Bayern in Deutsch-
land führend!

Das bayerische Schulwesen ist leistungsstark und gerecht. Ein
entscheidender Grund dafür ist die bayerische Bildungsphilo-
sophie, die sich aus einem christlich geprägten Menschen-
und Weltbild speist. Das hat zur Folge, dass wir jeder Schü-
lerin und jedem Schüler die gleiche Wertschätzung entge-
genbringen – dem Hauptschüler und Förderschüler ganz ge-
nauso wie dem Realschüler und dem Gymnasiasten! »Im Mit-
telpunkt steht das Kind!« – Dieser Satz steht als Motto und
Leitgedanke über meiner gesamten Bildungspolitik. Das be-
deutet, dass wir den unterschiedlichen Begabungen und Ta-
lenten der Schülerinnen und Schüler im bayerischen Bildungs-
wesen optimal gerecht werden wollen. Es bedeutet, dass wir
den Auftrag unserer Bayerischen Verfassung sehr ernst neh-
men, den Schülerinnen und Schülern nicht nur »Wissen und
Können« zu vermitteln, sondern auch »Herz und Charakter«,
also ihre gesamte Persönlichkeit, zu bilden. Schließlich bedeu-
tet es, dass wir für ein Bildungswesen stehen, in dem die
Schwachen gefördert und die Starken gefordert werden.

Ich bin überzeugt davon, dass dies am besten in einem
vielfältig gegliederten Schulwesen gelingt – in einem Schul-
wesen, das der Einzigartigkeit und Individualität der Kinder
gerecht wird und nicht jedem das Gleiche vorsetzt. Die baye-
rischen Schulen verwirklichen diesen Grundsatz. Jede Schul-
art hat hier ihr eigenes Bildungsprofil. Keine Schulart ist mehr
wert als eine andere. Die unterschiedlichen Bildungsange-
bote richten sich an Schüler mit unterschiedlichen Bega-
bungsprofilen. Und jede Schulart ermöglicht ihren Schüle-
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rinnen und Schülern Anschlüsse, die immer weiter führen –
bis hin zur Hochschulreife.

Ich bin überzeugt davon, dass unser bayerisches Schul-
wesen gerade als Gesamtgefüge so leistungsstark ist. Und
deshalb setze ich mich auch mit ganzer Kraft dafür ein,
dass alle Säulen des bayerischen Schulwesens stark und
tragfähig bleiben. Konkret bedeutet das: Wir brauchen
ein starkes Gymnasium, eine starke Realschule – und vor
allem auch eine starke Hauptschule! Denn die Hauptschu-
le ist die Schule für Handwerk, Technik und soziale Beru-
fe. Als solche hat die Hauptschule Zukunft – ganz genau-
so, wie die Berufe Zukunft haben, auf die sie vorbereitet.
Wer die Hauptschule am liebsten abschaffen würde, der
ignoriert den Stellenwert und die Leistungen dieser Schul-
art in Bayern – und ihrer Schülerinnen und Schüler! Er über-
sieht, dass nach wie vor etwa ein Drittel aller Schüler ei-
nes Jahrgangs in Bayern die Hauptschule besuchen. Die
allermeisten tun dies mit gutem Erfolg! So haben
2007/2008 fast 25 000 Schüler den qualifizierenden Haupt-
schulabschluss und fast 13 000 Schüler den mittleren
Schulabschluss an einer bayerischen Hauptschule abge-
legt. Gleichzeitig ist es uns gelungen, die Zahl der Schü-
ler ohne Schulabschluss deutlich zu senken – nämlich von
12,3 auf noch 7% innerhalb von sieben Jahren! 

Diese Zahlen belegen: Der weit überwiegende Teil der baye-
rischen Hauptschülerinnen und Hauptschüler haben Bil-
dungserfolg! Sie erwerben im Lauf ihrer Schulzeit Qualifika-
tionen und Kompetenzen, mit denen sie gute Chancen und
Aussichten in Ausbildung und Beruf haben. Das wird durch
den nationale Bildungsbericht eindrucksvoll bestätigt: Bay-
ern erreicht hier den deutschen Spitzenwert beim Übertritt
in das duale System – mit 59,1% gegenüber 43,9% im Bun-
desdurchschnitt. Außerdem ist die Absolventenquote im
dualen System in Bayern bei weitem überdurchschnittlich.
Und schließlich zeigt sich der Erfolg gerade der bayerischen
Hauptschulen auch daran, dass die Jugendarbeitslosigkeit
in Bayern im bundesweiten Vergleich sehr niedrig ist: Im
Juli 2008 betrug sie 3,2% bei den Unter-25-Jährigen. Im
Bundesvergleich waren es 7,6%!

Das ist eine Leistung, auf die wir stolz sein können – und an
die wir anknüpfen müssen, wenn wir noch besser werden
wollen. Anstatt die Hauptschule abzuschaffen, muss es
uns vielmehr darum gehen, sie gezielt zu stärken – und mit
ihr die Hauptschülerinnen und Hauptschüler! Mein Ziel ist,
dass alle Schülerinnen und Schüler der Hauptschule diese
mit einem erfolgreichen Schulabschluss und der Ausbil-
dungsreife verlassen. Und ich bin überzeugt davon, dass wir
dies am besten mit einer gezielten Stärkung der bayerischen
Hauptschule erreichen werden. Zu diesem Zweck habe ich
die Hauptschule zu einem Schwerpunkt meiner Bildungs-
politik gemacht und vergangenes Jahr die Hauptschulini-
tiative ins Leben gerufen. 

Seitdem haben wir zahlreiche Entscheidungen auf den Weg
gebracht, welche die Hauptschule zu einer zukunftsfähigen
Schulart weiterentwickeln werden. So werden wir große Klas-
sen an den Hauptschulen in Bayern abbauen und eine in-
tensive Förderung von Kindern mit Migrationshintergrund
in kleineren Klassen sicherstellen. Durch den flächendecken-
den und zügigen Ausbau der gebundenen Ganztagsschu-
le an der Hauptschule werden wir allen Schülerinnen und
Schülern, die dies wünschen oder brauchen, eine ganztä-
gige Förderung anbieten. Durch eine noch größere Praxis-
nähe und eine noch frühere Berufsorientierung in drei be-
rufsorientierenden Bereichen – Technik, Wirtschaft und So-
ziales – werden wir sicherstellen, dass die jungen Menschen
genau die Qualifikationen erwerben, die sie für einen erfolg-
reichen Einstieg in Ausbildung und Beruf benötigen. Schü-
lerinnen und Schülern, die nicht sofort eine Lehrstelle fin-
den oder die Ausbildungsreife noch nicht erworben haben,
machen wir ein differenziertes und mit 7 000 Plätzen um-
fangreiches Vollzeitangebot zur Weiterqualifizierung. Und für
die Schülerinnen und Schüler der Hauptschule, die noch
weitere Schulabschlüsse anstreben, bauen wir die Durch-
lässigkeit in unserem Schulwesen gezielt aus. Im kommen-
den Schuljahr führen wir die Berufliche Oberschule als einen
zweiten, gleichwertigen Weg zur Hochschulreife ein und
schaffen vielfältige Übergangshilfen und Brückenangebote,
damit die Schülerinnen und Schüler diesen Weg auch er-
folgreich gehen können. Für besonders motivierte und leis-
tungsfähige Jugendliche schaffen wir die Möglichkeit, gleich-
zeitig zur Berufsausbildung die Fachhochschulreife zu er-
werben. Und schließlich eröffnen wir ab dem kommenden
Wintersemester allen Meistern, Technikern und gleichwer-
tig Qualifizierten den Weg zur Fachhochschule.

Ich bin mir sicher: Eine solche Weiterentwicklung der Haupt-
schule in Bayern ist der beste Weg, die Leistungsfähigkeit
nicht nur der Hauptschule selbst, sondern des gesamten
bayerischen Schulwesens zu erhalten und weiter zu erhö-
hen. Denn das vielfältig gegliederte bayerische Schulwe-
sen wird als Gesamtgefüge umso leistungsfähiger sein, je
stärker seine einzelnen Säulen sind und je gezielter die Schul-
arten auf die individuellen Bedürfnisse ihrer Schülerinnen und
Schüler eingehen können. Das ist unsere Bildungsvision.
Dafür haben wir die Weichen gestellt.

Meine Antwort auf die Frage »Ende der Hauptschule – Aus-
weg aus der Bildungsmisere?« lautet also: »Stärkung der
bayerischen Hauptschule – damit es in Bayern nie zu einer
Bildungsmisere kommt!«
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Ende der Hauptschule – 
Verfallsursachen und Strukturalternativen

Nun gibt es sie seit 40 Jahren, die Hauptschule, doch zum
Feiern besteht kein Anlass. Die Schule, die 1960 nach den
Vorstellungen des Deutschen Ausschusses für das Erzie-
hungs- und Bildungswesen einmal weiterführende Schule
für die Mehrheit der Schülerinnen und Schüler sein sollte,
auf deren Einführung sich die Kultusminister 1964 verstän-
digten und die 1968 die frühere Volksschul-Oberstufe rund-
erneuert ersetzen sollte, verschwindet immer mehr aus der
deutschen Bildungslandschaft. 

Den Anfang machten die neuen Bundesländer, die nach der
Wende ihr Schulwesen zwar weitgehend nach westlichem
Muster neu organisierten, dabei aber von Beginn an auf den
Bildungsgang der Hauptschule verzichteten (anfängliche Aus-
nahme: Mecklenburg-Vorpommern). 1996 fusionierte das
Saarland Haupt- und Realschulen zu »Erweiterten Realschu-
len«, 2007 kam das politische Aus in Hamburg, in Schles-
wig-Holstein und in Rheinland-Pfalz. Neuerdings steht auch
die Hauptschule in Berlin zur Disposition.

Kleinräumige Betrachtungen offenbaren einen wachsenden
Handlungsdruck in Kommunen, wo die Landespolitik am
Bildungsgang der Hauptschule derzeit noch festhält. Das
gilt keineswegs nur für Städte mit Gesamtschulen, die sich
den Eltern als Alternative zur Hauptschule natürlich zuerst
anbieten; auch dort, wo eine solche Wahlmöglichkeit nicht
besteht und Eltern überdies das Recht der Schulwahl nach
der Grundschule nicht zugestanden wird, finden sie Mittel
und Wege, die Hauptschule zu vermeiden.

Niedergang der Hauptschule

Mit dem Niedergang der Hauptschule zur Nebenschule ver-
liert der Bildungsgang seine früheren Protagonisten. Vehe-
ment fordert der Handwerkskammertag Baden-Württem-
berg die Abschaffung der Hauptschule, nicht minder deut-
lich fallen die Einlassungen von Kurt Lauk aus, Präsident des
CDU-Wirtschaftsrats: »Die CDU muss endlich zur Kenntnis
nehmen, dass die Hauptschule nicht zu retten ist«, zitierte
ihn Focus online im Mai 2008. In Baden-Württemberg ha-
ben inzwischen 500 Hauptschulleiter in einem offenen Brief
an ihren Kultusminister die Abschaffung der Hauptschule
verlangt. Täglich wächst die Zahl jener, die nach Alternati-
ven zur Hauptschule fragen.

Wie konnte es dazu kommen? Liegen Versäumnisse der Po-
litik vor, haben die Hauptschulen versagt, ist die Hauptschu-
le böswillig schlecht geredet und schlecht geschrieben wor-
den? Tatsache ist: Alle gängigen Schuldzuweisungen sol-
cher Art gehen an den wahren Ursachen des Niedergangs
der Hauptschule weit vorbei.

In Wirklichkeit setzte sich 1968 mit der Einführung der Haupt-
schule eine Entwicklung fort, die schon viele Jahre zuvor in
den Volksschulen nachzuweisen ist: Immer mehr Eltern
wünschten für ihre Kinder höherwertige Bildungsgänge. Auch
wenn im Vergleich zu den heutigen Relationsquoten diese
Nachfrage äußerst gering war, wurde dies doch mit Unbe-
hagen registriert. »Die fühlbarste Belastung des heutigen
Schulsystems ist der immer stärker werdende Andrang zu
den weiterführenden Schulen« – damit leitete 1959 der Deut-
sche Ausschuss für das Erziehungs- und Bildungswesen in
seinem »Rahmenplan« das Kapitel »Augenfällige Belastun-
gen des bestehenden Schulsystems« ein, und wenige Zei-
len darunter findet sich die ewig-aktuelle Diagnose: »Die wei-
terführenden Schulen erhalten eine Schülerschaft, deren Be-
fähigungsdurchschnitt der überlieferten Höhe der Anforde-
rungen nicht mehr voll genügt.« (Rahmenplan 1959, 8). 

Von 1955 bis 1965 hatte sich bundesweit der Schüleranteil
der Realschulen von 8,3 auf 15,2% erhöht, in den Gymna-
sien von 14,6 auf 18,0% (jeweils 8. Jahrgangsstufe als Re-
ferenzschuljahr). Der Volksschulanteil sank im selben Zeit-
raum von 69,5 auf 63,1%, im letzten Volksschuljahr, 1967,
waren es nur noch 56,7%. 

Trotz reformierter Lehrpläne mit Englisch und Arbeitslehre
und ungeachtet längerer Schulzeiten und verbesserter An-
und Abschlussmöglichkeiten ließ sich die Abkehr vom Ba-
sisbildungsgang nicht aufhalten. 1975 war ihr Schüleranteil
im 8. Schuljahr auf 43,8% gesunken, im Schuljahr 2005 ver-
blieben ihr noch 22,5%. Ungeachtet aller Stabilisierungsver-
suche und Attraktivitätsprogramme verschiedener Landes-
regierungen hält der Abwärtstrend an, beschleunigt sich so-
gar, denn inzwischen ist es nicht mehr allein die Anziehungs-
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kraft der anspruchsvolleren weiterführenden Schulen, 
die der Hauptschule immer schon schwer zu schaffen mach-
te, sondern die verfallende Reputation des Bildungsgangs
selbst. 

Wäre dies nicht schon Belastung genug, entfaltet jetzt auch
die Demographie fatale Wirkung auf die Schülerzahlentwick-
lung der Hauptschule, und das gleich zweifach: Zum einen
sind die Hauptschulen zeitversetzt Leidtragende der voraus-
gegangenen Geburtenentwicklung, zum anderen trifft der
Schülerzahlrückgang die weiterführenden Schulen ungleich.
Während es vornehmlich den Gymnasien gelingt, mit hö-
heren Aufnahmequoten die allgemeinen demographischen
Verluste zu begrenzen oder zu neutralisieren, ist die Haupt-
schule überproportional betroffen. In Nordrhein-Westfalen
ist dies besonders anschaulich zu belegen. Hier sank zwi-
schen 2001 und 2006 die Zahl der Übergänger von den
Grundschulen von 206 000 auf 187 000. Von diesem Ver-
lust entfielen rund 13 000 auf den Bildungsgang der Haupt-
schule, Realschulen verloren 6 500 Neuaufnahmen, Gym-
nasien hingegen verzeichneten als Folge höherer Übergangs-
quoten einen Gewinn von fast 1 400 Schülern. Ähnlich ist
die Entwicklung in anderen Bundesländern. Die immer noch
virulente Vorstellung, Übergänge in weiterführende Schulen
erfolgten ausschließlich nach Maßgabe von Leistung, Eig-
nung und Befähigung, wird so durch die Wirklichkeit ad ab-
surdum geführt.

Für die Kontinuität des Niedergangs der Hauptschule sind
indes die Einstellungen der Eltern bedeutsamer als die Si-
cherung der Schülerzahlen in Zeiten sinkender Schülerzah-
len. Repräsentative Elternbefragungen des Instituts für Schul-
entwicklungsforschung (IFS) belegen seit 1980, dass die
Hauptschule als Wunschschule in der Gunst der Eltern weit
abgeschlagen am Schluss rangiert. Ist schon dies für die
Perspektive der Hauptschule bedrohlich genug, so verweist
ein weiterer Befund auf die Ausweglosigkeit des Hauptschul-
sterbens: Schulwahlwünsche der Eltern stehen in enger Ab-
hängigkeit zum Schulabschluss der Eltern, allerdings nicht
mit dem Ziel einer Reproduktion gleicher Abschlüsse durch
die Kinder (Ausnahme: Abitur), sondern im Sinne höher-
wertiger Schulabschlüsse. So favorisieren Eltern mit Haupt-
schulabschluss stark den Abschluss der Realschule, Eltern
mit mittlerem Schulabschluss haben für ihre Kinder vorzugs-
weise das Abitur im Blick. 

Die Bildungsabschlüsse der Erwachsenen aber sind stän-
dig besser geworden, wie wenige Mikrozensusdaten bele-
gen: 1980 verfügten 79% der 35- bis unter 40-Jährigen (al-
so im üblichen Alter der elterlichen Schulwahlentscheidung)
über einen Volksschulabschluss, 2006 waren es 30% mit
Hauptschulabschluss. Auf der anderen Seite wuchs im sel-
ben Zeitraum in dieser Altersgruppe der Anteil der Schul-
absolventen mit fachgebundener oder allgemeiner Hoch-
schulreife von 9 auf 28%. Wenn aber die Schulabschlüsse

der Eltern bessere Schulabschlüsse der Kinder generieren,
resultiert daraus eine starke, nicht veränderbare Dynamik
des Schulwahlverhaltens.

Namentlich in Zeiten starker Schülerjahrgänge wurde die ste-
tig wachsende Nachfrage nach anspruchsvolleren Bildungs-
gängen von geneigter Seite vielfach als falscher Ehrgeiz der
Eltern gedeutet, der Kinder einem hohen Risiko des Schei-
terns aussetze. Dass davon heute kaum noch die Rede ist,
dürfte auf zwei Ursachen zurückgehen: Zum einen sind Schul-
erfolgsprognosen nach der Grundschulzeit sehr unsicher; dies
belegen nicht nur die einschlägigen IGLU-Studien, sondern
umgekehrt auch die bemerkenswerten Erfolgsbilanzen sol-
cher Schülerinnen und Schüler, die entgegen der Empfehlung
der Grundschulen auf Wunsch der Eltern einen höherwerti-
gen Bildungsgang besuchen (vgl. Cortina und Trommer 2003,
365 ff.). Zum anderen bleibt Eltern gar keine andere Wahl,
wenn sie den sozialen Status der Familie erhalten wollen, der
ja maßgeblich durch den beruflichen Status bestimmt ist; die
Einmündung in den Ausbildungsberuf der Eltern setzt heute
in aller Regel einen höherwertigen Schulabschluss der Be-
werber voraus. Das gilt für die meisten Ausbildungsberufe im
Handwerk ebenso wie für den kaufmännischen Sektor. Was
Eltern noch mit einem Volksschulabschluss erlernen konnten,
ist für ihren Nachwuchs oft nur noch mit einem mittleren Schul-
abschluss zugänglich, und wer vor 30 Jahren noch mit dem
Zeugnis der Realschule eine Lehre im Kreditgewerbe begin-
nen konnte, weiß, dass heute die Hochschulreife die übliche
Einstiegsvoraussetzung ist.

Die Folgen dieses Wandels sind in den weiterführenden
Schulen unübersehbar. Gymnasien sind längst schon der
Bildungsgang mit den höchsten Übergangsquoten, Real-
schulen haben bei der sozialen Herkunft ihrer Schüler wie
auch beim Wechsel in Ausbildungsberufe weitgehend die
Rolle der »alten« Volksschule übernommen – und Haupt-
schulen bleiben auf der Strecke.

Gewiss, das Erscheinungsbild der Hauptschulen variiert wie
kein anderes der weiterführenden Bildungsgänge. Es reicht
von immer noch anerkannten Einrichtungen in konservativ-
ländlichen Regionen mit vergleichsweise heterogenen Schü-
lerpopulationen und aussichtsreichen Ausbildungschan-
cen im Umfeld bis zu jenen Residualgrößen vornehmlich in
Ballungszonen, die mit ungünstigen homogenen »Kompo-
sitionsmerkmalen« ihrer Schülerschaft (Baumert) zunehmend
das Bild der Hauptschule prägen: Kinder mit Versagenser-
lebnissen in der Grundschule, Kinder aus ungünstigen so-
zialen Milieus, Kinder mit Migrationshintergrund – oder gleich
alles zusammen. Was aber die noch halbwegs heile Haupt-
schulwelt auf dem Land und die urbane Restschule verbin-
det, ist der Trend: Durchgängig sinken die Übergangsquo-
ten. Was in den traditionellen kleinen Universitätsstädten be-
ginnt, sich fortsetzt in den urbanen Dienstleistungszentren,
erreicht wenig später die Groß- und Mittelstädte und führt
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am Ende zur Bestandsgefährdung der einzigen weiterfüh-
renden Schulen in ländlichen Kommunen. 

Länderübergreifend und somit resistent gegenüber der Bil-
dungspolitik ist das Bild überall gleich. Unzählige vergebliche
Bemühungen der Politik, diesen Prozess zu beeinflussen, zei-
gen letztlich nur ihre Machtlosigkeit gegenüber den verständ-
lichen Wünschen der Eltern. Dass sich Hauptschulkollegien
selbst besonders engagiert, vielfach kreativ und letztlich erfolg-
los gegen den Niedergang ihrer Schulen wehrten, ist hinrei-
chend erwiesen. Und die Medien? Schon Ende der siebziger
Jahre mahnte Wilhelm Ebert, damals Vorsitzender der Leh-
rerorganisation »Verband Bildung und Erziehung« (VBE), die
Ursachen der Hauptschulkrise seien nicht dadurch zu besei-
tigen, »indem man sie einfach totschweigt oder uns vorwirft,
wir würden die Krankheit der Hauptschule herbeireden.« (Vgl.
Babilon und Ipfling 1980, 20). Mit anderen Worten: Ein Verfalls-
prozess erhielt Nachrichtenwert. Wer zwischen Ursache und
Wirkung zu unterscheiden weiß, kann die Berichterstattung als
Grund des Verfalls nicht zur Verantwortung ziehen.

Zweigliedrigkeit: eine Alternative?

Welche Konsequenzen für den Aufbau eines weiterführenden
Schulwesens ohne Hauptschule sind denkbar? Bei einer ra-
dikalen Sicht der Dinge müsste die Frage nach den bega-
bungstheoretischen Grundlagen des Schulwesens gestellt
werden, doch für die vertraute Dreigliedrigkeit gibt es keine
wissenschaftliche Begründung. Auch jenseits solcher theo-
retischer Überlegungen liefert das vorherrschende Schulsys-
tem keine praktischen Legitimationen, denn es ist teuer, sei-
ne Leistungsfähigkeit ist im internationalen Vergleich ist eher
mäßig und seine soziale Auslese ungewöhnlich stark. Indes,
ein breiter gesellschaftlicher Konsens, das bestehende Schul-
system durch zeitgemäße Strukturen nach dem Vorbild der
erfolgreichsten PISA-Nationen zu ersetzen, ist weit und breit
nicht in Sicht. So stehen pragmatische Zugänge in Richtung
einer wie auch immer gearteten »Zweigliedrigkeit« auf der
Agenda (vgl. Aktionsrat Bildung 2007).

Einige Länder haben damit begonnen. Allen ist der Fortbe-
stand der Frühauslese als deutscher Besonderheit und die Bei-
behaltung eigenständiger Gymnasien gemeinsam. Was aber
jenseits dieser offenbar unantastbaren Bildungsbastion auf den
Weg gebracht oder konzipiert wurde, zeigt das für den Föde-
ralismus charakteristische vielfältige Erscheinungsbild. Mini-
malziel ist eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen Haupt-
und Realschulen, möglicherweise flankiert durch einzelne or-
ganisatorisch verbundene Haupt- und Realschulen in Versuchs-
form (Baden-Württemberg). Etwas weniger zurückhaltend ist
das Konzept, verbundene Haupt- und Realschulen im Regel-
schulwesen anzubieten, um damit vor allem ländlichen Re-
gionen eine bessere Bildungsversorgung zu ermöglichen (Nord-
rhein-Westfalen). Die vollständige Integration des Bildungs-

gangs der Hauptschule in Realschulen bei gleichzeitigem Aus-
bau von Gesamtschulen ist eine weitergehende Variante (Rhein-
land-Pfalz). Ein anderer Weg ist die Fusion aller Bildungsgän-
ge jenseits des Gymnasiums mit Ausnahme der zu einer ge-
meinsamen »Stadtteilschule« (Hamburg). Daneben gibt es als
Option die zusätzliche Bereitstellung von Gemeinschaftsschu-
len (vollständige, variable organisierbare weiterführende Schu-
len) in Versuchsform (Berlin und Sachsen).

Die derzeit am weitesten reichende Strukturveränderung nimmt
in Schleswig-Holstein konkrete Formen an. Hier werden spä-
testens 2010 alle Haupt- und Realschulen zu »Regionalschu-
len« zusammengeschlossen. Dieses Konzept erfreut sich al-
lerdings bei Schulträgern eher gebremster Beliebtheit. Ungleich
populärer sind die neuen Gemeinschaftsschulen, die nur auf
Antrag der Schulträger zustande kommen können und in ei-
nem integrativen System alle Bildungsstandards anbieten. Im
Schuljahr 2008/09 werden in Schleswig-Holstein voraussicht-
lich 55 Schulen dieser Art in Betrieb sein. Ob sich am Ende eher
Gymnasien oder Gemeinschaftsschulen durchsetzen werden,
ist derzeit offen. Regionalschulen, denen die gymnasialen Stan-
dards fehlen, werden dagegen weniger Chancen eingeräumt.

Das leitet zum Fazit über. Wer die Hintergründe des sich ste-
tig verändernden Schulwahlverhaltens zugunsten immer an-
spruchsvollerer Bildungsgänge bildungssoziologisch inter-
pretiert und dabei auch die aktuell enorm wachsende Zu-
stimmung zu Gemeinschafts- und Gesamtschulen berück-
sichtigt, kommt um eine einfache Erklärung nicht umhin:
Dauerhaft erfolgreich sind nur solche Schulen, die (auch)
gymnasiale Bildungsstandards anbieten. Wie diese Schu-
len am Ende heißen, ist inzwischen eher nachrangig. Der
Wettstreit der Schulsysteme wird sich demnach auf Orga-
nisationsformen reduzieren, die zwar unterschiedliche, aber
als gleichwertig wahrgenommene Wege zum Abitur als be-
gehrtestem Schulabschluss vorhalten. Das könnte eine er-
folgversprechende Variante von Zweigliedrigkeit sein.

Im Umkehrschluss aber bedeutet das gleichzeitig, dass
Schulen, die Anschlussfähigkeit zwar versprechen, aber
die dazu notwendigen Standards nicht vorhalten, auf Dau-
er nicht wettbewerbsfähig sind. 
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Jenseits der Hauptschule: Verbesserte
Lernmilieus für schwächere Schüler 
und Schülerinnen

Als sie 1969 durch die Kultusministerkonferenz begründet
wurde, trug sie ihren Namen gerade noch zu recht: die
Hauptschule. In ihrem Gründungsjahr lernten in der dama-
ligen Bundesrepublik mit 54% aller Siebtklässler die Mehr-
heit der Schülerinnen und Schüler in der neu errichteten
Schule, von der erwartetet wurde, dass sie die schon lang
anhaltende Abwendung von »niederer Bildung« in ihrer Vor-
gängerinstitution, der Volksschuloberstufe, werde aufhal-
ten können. 1952 waren es noch 79% der Siebtklässler,
die in Volksschulen lernten, 1960 noch 68% und 1969 
nur noch die bereits erwähnten 54% (vgl. Imhäuser und Rolff
1992, 61). 

Die Abwendung von der Volksschuloberstufe sollte dadurch
aufgehalten werden, dass die Hauptschule gegenüber den
oberen Klassen der Volksschule durch die Gewährung von
mehr Lernzeit und durch eine curriculare Neuausrichtung
aufgewertet wurde. An die Stelle der vierjährigen Volksschul-
oberstufe trat die fünfjährige Hauptschule, deren Unterricht
dem Fachunterrichtsprinzip folgte und die mit Arbeitslehre
und Englisch als erster Fremdsprache ein deutlich breiteres
Fachspektrum anbot, das zugleich mehr Anschlussmöglich-
keiten an die Realschulen und Gymnasien erschließen soll-
te. Begleitet wurde dieser Prozess durch eine grundlegend
geänderte Lehrerbildung: An die Stelle des Volksschulleh-
rers alter Prägung, dem fachlichen »Allrounder«, trat der
Fachlehrer mit in der Regel zwei Unterrichtsfächern. Aus-
gebildet wurden diese Lehrer an zu »Pädagogischen Hoch-
schulen« (an Stelle der Pädagogischen Akademien) aufge-
werteten Einrichtungen, die in den Folgejahren in der Mehr-
heit der Länder in die Universitäten integriert wurden (vgl.

zur Gründungsgeschichte der Hauptschule: Leschinski
2008).

Interessant an dieser Gründungsgeschichte ist das Grund-
muster, das seither die Entwicklung der Hauptschule ge-
prägt hat. Durch immer wieder neu aufgelegte Stärkungs-
und Stabilisierungsprogramme wird versucht, die Grund-
tendenz der Abwendung von »niederer Bildung« umzukeh-
ren, zumindest jedoch zu stoppen. Auch wenn im öffent-
lichen Diskurs der Begriff »niedere Bildung« (der aus der
preußischen Schulgesetzgebung des auslaufenden
18. Jahrhunderts stammt) nicht oder doch kaum mehr be-
nutzt wird, legt der öffentliche Sprachgebrauch es nahe,
im Bildungsprogramm der Hauptschule im Kern »niedere
Bildung« zu vermuten: Schließlich wird gymnasiale Bildung
unverändert mit »höherer Bildung« assoziiert, auch sind die
Realschulen umgangssprachlich immer noch die »Mittel-
schulen«, die zum »mittleren« Schulabschluss führen.
Deutschlands Schulsystem kennt »höhere«, »mittlere« und
»gleichwertige« Bildung.

Dass in der Wahrnehmung der Eltern die an Hauptschulen
vermittelte Bildung aber eben nicht als »gleichwertig«, son-
dern als niederer als die der Realschulen und Gymnasien
eingeschätzt wird, lässt sich Jahr für Jahr an den Schulsta-
tistiken ablesen. Allen Stärkungsprogrammen und Durch-
halteparolen zum Trotz hat sich die Abwendung von der
Hauptschule nach 1969 fortgesetzt. 1980 lernten noch 38%
der Siebtklässler in Hauptschulen, 1990 noch 31%, 2006
(jetzt unter Bezug auf Deutschland insgesamt sowie auf die
Achtklässler) noch 22%. Hinter diesem Durchschnittswert
verbergen sich sehr unterschiedliche Quoten. In den Län-
dern, in denen es noch eigenständige Hauptschulen gibt,
finden wir (2006) ein breites Spektrum der Bildungsbeteili-
gung: In Bayern lernen 35% der Achtklässler in Hauptschu-
len, in Nordrhein-Westfalen 22% und in Hamburg nur noch
11% (vgl. KMK 2007, 54). Auch innerhalb der Länder findet
sich ein regional ausdifferenziertes Bild: 2008 sind die Über-
gangsquoten zur Hauptschule in den Ruhrgebietsstädten
durchweg unter 10% gesackt – bei einem nordrhein-west-
fälischen Durchschnittswert von 15% – und dies, obwohl
die Landesregierung bemüht ist, durch beachtliche Stüt-
zungsprogramme die Hauptschulen des Landes – ein wei-
teres Mal – zu stärken.

Drei Faktoren erklären die Verfallsgeschichte der Hauptschu-
le: die Verwertungsperspektiven, die mit dem Hauptschul-
abschluss verbunden sind, die Bildungsexpansion in den El-
terngenerationen und der – trotz aller wirtschaftlichen Kri-
sen – gewachsene Wohlstand in den Familien. In einer Zeit,
in der 51% (2006) der Schulabsolventen mit einem Haupt-
schulabschluss nach der Schule im »Übergangssystem« lan-
den (vgl. Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2008,
158), in jenem Teilsystem der beruflichen Bildung, das ex-
plizit nicht darauf angelegt ist, einen zukunftsfähigen Aus-
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bildungsabschluss zu vermitteln, kann es nicht verwundern,
dass Eltern ihre Kinder, so lange es irgendeine Alternative
gibt, nicht auf diesen Bildungsweg schicken. In dem Maße,
in dem diese Eltern ihrerseits bereits zu den »Kindern der
Bildungsexpansion« gehören, in dem sie selbst schon über,
im Vergleich zu ihren Eltern, gestiegene Schul- und Berufs-
bildungsabschlüsse verfügen, werden sie erst recht alles tun,
was ihren Kindern den »Klassenerhalt« durch Bildung zu-
mindest auf dem eigenen Niveau sichert. In einer Zeit, in
der diese Eltern nur noch ein oder zwei Kinder unterhalten
müssen, sind sie auch im Stande, längere und aufwändi-
gere Bildungswege ihrer Kinder zu finanzieren.

Flankiert wurde und wird der Niedergang der Hauptschule
durch zwei weitere Entwicklungen: Der Geburtenrückgang
führte seit Mitte der sechziger Jahre im Gebiet der früheren
Bundesrepublik dazu, dass die Zahl der Viertklässler, die in
die unterschiedlichen Sekundarschulen wechseln, kontinu-
ierlich sinkt. Alle Prognosen sagen, dass sich dieser Prozess
der demographischen Schrumpfung – auch wenn 2007 ein
leichter Geburtenanstieg beobachtet wurde – fortsetzen wird.
Dies hat in der Vergangenheit dazu geführt (und wird auch
künftig dazu führen), dass in der Kombination einer kleiner
werdenden Grundgesamtheit und einem kleiner werdenden
Anteil derer, die die Hauptschule besuchen, die Zahl der
Hauptschulen und deren Größe abnehmen. In den Ländern,
die ab Ende der sechziger Jahre begonnen haben, neben
Hauptschulen, Realschulen und Gymnasien Gesamtschu-
len anzubieten, wurde der Schrumpfungsprozess der Haupt-
schulen noch verschärft, da dort ein Teil der potentiellen
Hauptschüler zu Gesamtschulen wechselt. 

Der Blick auf Gründungs- und Verfallsgeschichte der Haupt-
schule zeigt Gründe dafür auf, dass eine wachsende Zahl
von Bildungsexperten vom Ende der Hauptschule sprechen,
so etwa der Dortmunder Bildungsforscher Ernst Rösner, der
nach seinem 1989 vorgelegtem Buch »Abschied von der
Hauptschule« im letzten Jahr mit der Veröffentlichung »Haupt-
schule am Ende – Ein Nachruf« (Rösner 2007) nachlegte.
Dass dies inzwischen weit mehr als eine Expertenposition
ist, macht eine Durchmusterung der schulpolitischen Land-
schaft in den Bundesländern deutlich: In den neuen Bun-
desländern wurden Hauptschulen gar nicht erst eingerich-
tet bzw. nach wenigen Jahren wieder abgeschafft. Dort fin-
den wir im Bereich der allgemein bildenden Schulen neben
den Gymnasien nur noch eine Schulform. Diese zweiglied-
rige Schulstruktur (gelegentlich um Gesamtschulangebote
ergänzt) breitet sich auch in den alten Ländern aus – und
zwar unabhängig von den jeweiligen parteipolitischen Kon-
stellationen. Schon früh wurden im Saarland Haupt- und Re-
alschulen zusammengeführt, Schleswig-Holstein, Bremen
und Hamburg sind diesen Weg gegangen, Rheinland-Pfalz
hat ihn angekündigt. Weitere Länder, so z.B. Berlin, disku-
tieren ihn intensiv. In der Mehrheit der Bundesländer wird die
Hauptschule schon jetzt oder in wenigen Jahren nicht mehr

anzutreffen sein, in einigen wenigen Ländern wird sie inner-
halb des gegliederten Schulsystems die kleinste Schulform
sein. Selbst in Baden-Württemberg lernen schon heute mehr
Achtklässler in Gymnasien (31%) als in Hauptschulen (30%)
(vgl. KMK 2007, 55).

Aber: Für die künftige Entwicklung des deutschen Sekun-
darschulwesens ist nicht die Frage, ob und wie lange die
Hauptschulen Bestand haben werden, von hervorragendem
Interesse, sondern die Frage danach, was mit den Schüle-
rinnen und Schülern, die nach dem Ende der Hauptschule
in anderen Schulformen, also im zweiten Glied des dann
zweigliedrigen Schulsystems, lernen, dort geschieht. Oder
anders ausgedrückt: Ist das Auflösen der Hauptschulen
ein Beitrag zum Ausweg aus der Bildungsmisere? Oder noch
einmal anders in Form der häufig vorgetragenen These for-
muliert: Wer die Hauptschule abschafft, schafft die Haupt-
schüler nicht ab! Hinter der Skepsis, die in diesen Fragen
und Thesen durchscheint, stehen zwei grundlegende An-
nahmen: zum einen die, dass das gegliederte Schulsystem
im Stande sei, Schüler und Schülerinnen, die aufgrund ih-
rer individuellen Ausstattung in dem im Vergleich zu Real-
schulen und Gymnasien anspruchsärmeren Hauptschulbil-
dungsgang am besten »bedient« werden, verlässlich zu iden-
tifizieren; zum anderen die Annahme, dass deren Förderung
in den Hauptschulen optimal verlaufen könne. Beide Annah-
men müssen als empirisch widerlegt gelten:

Schon 1970 konnte Preuß in einer damals viel beachteten
Studie zeigen, dass Lehrer ihren Viertklässlern bei gleichen
Schulleistungen durchaus nicht die gleiche Schullaufbahn-
empfehlung gaben und dass Eltern mit den Schullaufbahn-
empfehlungen sehr unterschiedlich umgingen. Diese Befun-
de wurden seither wiederholt bestätigt, zuletzt in der 2007
vorgelegten IGLU-Studie. Sie zeigt, dass Lehrkräfte für Kin-
der aus dem unteren von drei Leistungsbereichen zu 60%
die Hauptschule, zu 32% die Realschule und zu 8% das
Gymnasium empfehlen. Für Kinder aus dem oberen der drei
Leistungsbereiche präferieren sie zu 64% das Gymnasium,
zu 30% die Realschule und zu 6% die Hauptschule (vgl. Bos
et al. 2007, 281). Der darin zum Ausdruck kommende un-
eindeutige Zusammenhang zwischen Schulleistung und
Schullaufbahnempfehlung mit seinen schicht- und migrati-
onsspezifischen Ausprägungen führt zu den in den großen
Leistungsstudien der letzten Jahre immer wieder beobach-
teten Überlappungen zwischen den Leistungen der Schü-
ler und Schülerinnen unterschiedlich anspruchsvoller Bil-
dungsgänge. Offensichtlich gelingt es dem deutschen Schul-
system nicht, nach dem Ende der Grundschulzeit Kinder
leistungsgerecht zuzuweisen.

Die Fehlzuweisungen, die Kinder im gegliederten deutschen
Schulsystem erleiden, sind für ihre weiteren Entwicklung fol-
genreich, da – auch dies hat die jüngere Schulforschung ein-
drucksvoll belegt – die einzelnen Schulformen differenzielle
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Entwicklungsmilieus bieten. Ein junger Mensch, der bei der
Überweisung in eine Schulform in seinem Leistungsvermö-
gen unterschätzt wird, lernt dort weniger als in einer Schul-
form, die seinen Fähigkeiten angemessen wäre. Baumert
et al. (2003, 287) haben im Rahmen ihrer BIJU-Studie ge-
zeigt, dass sich Schüler und Schülerinnen, die bei Eintritt in
die 7. Jahrgangsstufe in ihren fachlichen Leistungen, in ih-
ren kognitiven Grundfähigkeiten und in ihrer sozialen Her-
kunft vergleichbar waren, bis zum Ende der Jahrgangsstu-
fe 10 in ihren Schulleistungen sehr unterschiedlich entwi-
ckeln – und zwar in Abhängigkeit von der Schulform, in der
sie lernen. Sie alle starteten in Jahrgangsstufe 7 bei einem
Mathematiktest mit 100 Testpunkten. Die Gymnasiasten er-
reichten nach vier Schuljahren 191, die Hauptschüler da-
gegen nur 141 Testpunkte. Wohlgemerkt: Dies waren Schü-
ler mit gleichen Ausgangsbedingungen, was Leistung, Intel-
ligenz und Schicht anging. Die Entwicklungsmilieus, die ein-
zelne Schulformen ihren Schülern und Schülerinnen bieten,
unterscheiden sich von Schulform zu Schulform derart, dass
Hauptschulen einen Teil ihrer Schülerinnen und Schüler bei
der Entfaltung ihrer Potenziale »ausbremsen«. 

Dieser Befund gilt für den Vergleich der Entwicklungsmilieus
unterschiedlicher Schulformen, er gilt aber auch für Unter-
schiede der Milieus innerhalb einer Schulform. Im Rahmen
einer zusätzlichen Auswertung des Datenmaterials der PI-
SA-2000-Studie konnten Trautwein et al. (2007) zeigen, dass
sich die Entwicklungsmilieus der Hauptschulen untereinan-
der deutlich unterscheiden. Sie unterteilen die Hauptschu-
len – gestützt auf unterschiedliche Ausprägungen von »Be-
lastungsfaktoren« – in drei Gruppen: in die »Modalform der
Hauptschule«, in »Schwieriges Milieu« und in »Günstiges Mi-
lieu«. Diese drei Typen der Hauptschule bieten aufgrund des
Ausmaßes der bei ihnen beobachteten Belastungsfaktoren
ihren Schülerinnen und Schülern unterschiedliche Entwick-
lungsmilieus. In einem Land wie Bayern, in dem noch etwa
ein Drittel aller Achtklässler Hauptschulen besuchen, wei-
sen 68% aller Hauptschulen ein »günstiges« Milieu auf, in
Bremen mit einer Hauptschulquote von 16% bieten dage-
gen 96% aller Hauptschulen ihren Jugendlichen ein »schwie-
riges« Milieu. 

Vor dem Hintergrund der hier knapp skizzierten Befunde darf
festgestellt werden: Die Jugendlichen, die in Hauptschu-
len, Realschulen oder Gymnasien unterrichtet werden, kön-
nen, was ihre Leistungsfähigkeit angeht, nicht als Haupt-
schüler, Realschüler oder Gymnasiasten bezeichnet wer-
den. Sie werden erst durch die Kombination von Fehlallo-
kationen beim Übergang in die Sekundarschulen sowie von
differenziellen Entwicklungsmilieus in den Schulen zu Haupt-
schülern, zu Realschülern und zu Gymnasiasten gemacht.
Insofern läuft die These »Wer die Hauptschule abschafft,
schafft die Hauptschüler nicht ab« ins Leere. Ihr ist entge-
gen zu halten: Wer die Hauptschule auflöst und sie mit ei-
ner anderen oder mit mehreren anderen Schulformen zu-

sammen führt, schafft in dieser neuen Schule ein Entwick-
lungsmilieu, das den Jugendlichen, die heute in Hauptschu-
len lernen, mehr Entwicklungschancen bietet. So kann das
Ende der Hauptschule ein erster Schritt aus der Bildungs-
misere sein, einer Misere, die ja gerade durch den (auch im
internationalen Vergleich) hohen Anteil von Schülern und
Schülerinnen mit ausgeprägten Leistungsschwächen ge-
kennzeichnet ist.
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X oder X minus 1: Löst die Abschaffung
der Hauptschule die Probleme des deut-
schen mehrgliedrigen Schulsystems?

Das Bild könnte nicht unterschiedlicher sein: Brandenburg,
Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, Saarland, Sachsen,
Sachsen-Anhalt und Thüringen führen keine Hauptschu-
len, weil sie sie nie eingeführt oder aber abgeschafft haben.
In Hamburg wird die Hauptschule demnächst Teil der Stadt-
teilschule. In Bayern bleibt die Hauptschule mit 39% die
am meisten gewählte Schulform nach der Grundschulzeit,
während 2006 in Nordrhein-Westfalen nur noch 15% der
Fünftklässler die Hauptschule besuchten. Bei allen Unter-
schieden gibt es aber auch eine einheitliche Tendenz: Im-
mer weniger Schülerinnen und Schüler wählen diese Schul-
form. Seit 1991 sank der Anteil der Hauptschüler in Deutsch-
land von etwa 30% auf nur noch knapp 19% im Jahr 2006.
Demgegenüber stehen deutliche Zuwächse bei den Gym-
nasien. 2006 wechselten bundesweit fast 40% der Grund-
schüler auf das Gymnasium. Es existieren übrigens nicht nur
Hauptschulen und Gymnasien, es gibt noch – in Abhängig-
keit vom Bundesland – Realschulen, erweiterte Realschu-
len, Duale Oberschulen, Integrierte Gesamtschulen, Mittel-
schulen, um nur einige zu nennen. Möchte man die beste-
henden und größer werdenden Unterschiede zwischen den
Bundesländern positiv umschreiben, so würde man das wohl
unter »föderale Vielfalt des Bildungswesens« fassen. Ob das
deutsche Schulsystem durch diese Entwicklung wirklich bes-
ser wird, ist allerdings fraglich.

Immer intensiver werden die Nachteile der mitunter als »Rest-
schule« bezeichneten Hauptschule diskutiert, die alle Schü-
ler aufnehmen muss, die in anderen Bildungsgängen nicht
zurechtkommen. Hauptschulen, die nicht auf das Erwerbs-
leben, sondern auf ein Leben mit Hartz IV vorbereiten, be-

stimmen mehr und mehr das Bild in der Öffentlichkeit. Wird
die Hauptschule ihrem Bildungsauftrag noch gerecht, wenn
nur zwei Fünftel der Hauptschüler nach dem Schulabschluss
in eine Lehre gehen und für ausländische Jugendliche die
Aussichten noch schlechter sind? 

Die Kritik an der Hauptschule entspricht der Forderung vie-
ler internationaler Bildungsexperten, die Vielgliedrigkeit des
Bildungssystems in Deutschland aufzugeben oder zumin-
dest die Differenzierung nach Leistung nicht schon nach der
vierten Klasse vorzunehmen. Die Mehrgliedrigkeit des deut-
schen Schulsystems wird unter anderem dafür verantwort-
lich gemacht, dass schulischer Erfolg stärker als in anderen
Ländern der OECD vom Elternhaus abhängt. Kinder, die in
bildungsferne und sozial schwache Haushalte geboren wer-
den, haben nur unzureichende Chancen auf Bildung und
damit auf sozialen Aufstieg. Die internationalen Schulleis-
tungsstudien attestieren dem deutschen Bildungssystem
große Probleme im unteren Bereich der Leistungsverteilung,
in dem sich insbesondere Kinder aus bildungsfernen Fami-
lien sowie Kinder mit Migrationshintergrund finden. Diese
Jugendlichen haben ein hohes Risiko, ein von Arbeitslosig-
keit und geringem Einkommen geprägtes Leben zu führen.
Die Gesellschaft muss aber ein großes Interesse an gut aus-
gebildeten Arbeitskräften haben und auch daran, die ho-
hen gesellschaftlichen Kosten unzureichender Bildung durch
die Abhängigkeit von sozialen Sicherungssystemen und ein
erhöhtes Kriminalitätsrisiko zu minimieren. In diesen Punk-
ten besteht breiter Konsens. Die Frage ist nur: Wie kann 
das Ziel verbesserter Bildungschancen für alle Kinder er-
reicht werden? 

Es gibt aber noch weitere Probleme in einem System früher
Differenzierung. So stellt sich die Frage, ob es wirklich die
weniger begabten Schülerinnen und Schüler sind, die die
Hauptschule besuchen. Funktioniert der Übergang in den
Sekundarschulbereich? Und ist die Abschaffung der Haupt-
schule der richtige Weg, um ein höheres Bildungsniveau
auch im unteren Bereich der Leistungsverteilung und ein fai-
reres Bildungssystem zu erreichen?

Der Übergang in den Sekundarschulbereich

Die Vielgliedrigkeit des Schulsystems beginnt in Deutschland
in der Regel nach der vierten Klasse. Entschieden wird über
die weitere Schullaufbahn jedoch schon früher, nämlich nach
dem ersten Schulhalbjahr in Klasse vier, also im Alter von neun
bis zehn Jahren. Durch eine Verschiebung des Stichtags für
die Schulpflicht auf den 31. Dezember würde diese Entschei-
dung sogar noch ein halbes Jahr früher (bezogen auf das Al-
ter der Kinder) als bisher getroffen werden. 

Idealerweise sollte die Entscheidung über die weiterführen-
de Schule auf einer (möglichst guten) Einschätzung der Fä-
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higkeiten des Kindes und insbesondere seines akademi-
schen Potentials basieren. Schaut man sich die gegebe-
nen Empfehlungen aber an, dann fallen einige Besonderhei-
ten auf, die hieran Zweifel aufkommen lassen. So haben Jun-
gen eine geringere Wahrscheinlichkeit für eine Gymnasial-
empfehlung, finden sich aber häufiger auf Hauptschulen.
Auch jüngere Kinder werden seltener für das Gymnasium
empfohlen, was ebenfalls nicht sehr plausibel erscheint.
Die reguläre Altersspanne in einem Schuljahrgang ist ein
Jahr, sieht man einmal von vorzeitigen und späteren Ein-
schulungen ab. Da nun aber die Begabung von Kindern nicht
vom Geburtsmonat abhängt, ist es wohl als ein deutliches
Indiz für Fehlentscheidungen bei der Wahl der weiterfüh-
renden Schule zu werten, wenn Kinder, die kurz vor einem
zufällig gesetzten Stichtag geboren wurden, seltener eine
Gymnasialempfehlung erhalten als Kinder, die kurz nach dem
Stichtag geboren wurden. Dieser Effekt ist völlig unabhän-
gig davon, wann der Stichtag ist, solange nur einmal pro
Jahr eingeschult wird. Eine Erklärung für den Alterseffekt
könnte die größere Reife älterer Kinder sein. Auf unterschied-
liche Begabungen lassen sich diese Phänomene jedenfalls
nicht zurückführen. Da nun aber zu vermuten ist, dass die
Unterschiede geringer werden, wenn die Kinder älter sind,
spricht vieles dafür, nicht schon nach der vierten Klasse über
den Besuch einer weiterführenden Schule zu entscheiden,
sondern die Kinder länger gemeinsam zu unterrichten.

In Deutschland wird immer wieder die sechsjährige Grund-
schule diskutiert und aktuell auch ausprobiert. Ob zwei zu-
sätzliche Jahre reichen, um die angesprochenen Unterschie-
de durch Alter und Geschlecht auszugleichen, bleibt abzu-
warten. Darüber hinaus spielen aber auch der soziale und
der Migrationshintergrund der Kinder bei der Wahl der wei-
terführenden Schule selbst bei Berücksichtigung des Leis-
tungsstands eine wichtige Rolle. Diese Effekte werden wohl
nicht nach zwei weiteren Jahren gemeinsamer Beschulung
einfach verschwinden. Soll der soziale Hintergrund weniger
wichtig für die schulische Laufbahn werden, dann muss
viel früher, schon in der Vorschulzeit, und auch gezielter an-
gesetzt werden. Hier lohnt sich der Blick in die Niederlan-
de, wo die schulische Bildung bereits im Alter von vier bis
fünf Jahren beginnt. Die Einbindung der vorschulischen Bil-
dung in den Primarstufenbereich ist ein deutliches Signal
für die hohe Priorität frühkindlicher Bildung. 

Das Beispiel der Niederlande zeigt aber auch, dass ein mehr-
gliedriges Schulsystem sehr erfolgreich sein kann – erfolg-
reich im Sinne guter Leistungen und geringerer sozialer Se-
gregation. Allerdings findet die Differenzierung in den Nie-
derlanden erst im Alter von zwölf Jahren statt, und die Kin-
der werden früher eingeschult. Hinzu kommen noch viele
andere relevante Unterschiede zum deutschen Schulsys-
tem. Sollte Deutschland sich aber dafür entscheiden, ein
mehrgliedriges Schulsystem beizubehalten, so lässt sich
vom niederländischen System einiges lernen.

Die Kompetenzen 

Ob ein Bildungsabschluss nun Hauptschulabschluss heißt
oder einen anderen Namen trägt, ist eigentlich nicht rele-
vant. Problematisch ist der große Anteil von Schülern und
Schülerinnen in Deutschland, deren Kompetenzen nicht aus-
reichen, um im Berufsleben eine Chance zu haben. Die ein-
fache Abschaffung einer Schulform macht die Jugendlichen,
die die Hauptschule besucht hätten, nicht automatisch zu
besseren Schülern. Auch eine Gesamtschule ist noch kei-
ne Garantie dafür, dass die schwächeren Kinder und Ju-
gendlichen die erforderlichen Kompetenzen erwerben. Hier
muss unabhängig von der Entscheidung für oder gegen
die Hauptschule vor allem in die Qualität des Unterrichts in-
vestiert werden.

Im Übrigen ist die besuchte Schulform in Deutschland kein
gutes Signal für erworbene Kompetenzen. Betrachtet man
PISA 2006 differenziert nach Schulformen, so zeigt sich,
dass die Leistungsverteilungen der Schulformen erheblich
überlappen. Zwar erreichen rund 30% der Gymnasiasten
die höchsten Kompetenzstufen V und VI und nur – aber im-
merhin – 0.5% der Hauptschüler zeigen diese Leistungs-
stärke, aber auf der Kompetenzstufe III befinden sich 20%
der Hauptschüler und 23% der Gymnasiasten. Von Leis-
tungshomogenität der Schulformen kann also selbst am En-
de der Sekundarstufe I nicht die Rede sein. 

Dass die Leistungsheterogenität an den Hauptschulen auch
dazu führt, dass 9% der Hauptschüler einen mittleren Bil-
dungsabschluss machen und 4% der Abiturienten einen Teil
ihrer Schullaufbahn an der Hauptschule absolviert haben,
wird häufig als Zeichen für die Durchlässigkeit des Systems
interpretiert. Es kann aber auch ein Indiz für die bestehen-
de Fehlallokation der Jugendlichen auf die Schulformen sein. 

Segregation 

Die Hoffnung, die sich hinter der Forderung nach der Auf-
lösung der Hauptschulen verbirgt, ist, soziale Segregati-
on in den Schulen zu verhindern oder zumindest zu redu-
zieren. Zu vermuten, dass allein die Auflösung einer Schul-
form Segregation verhindert, ist wohl zu optimistisch. Auch
in Ländern, in denen es keine differenzierten Schulformen
gibt, ist Segregation ein Problem, gibt es Jugendliche aus
benachteiligten Schichten, die zu geringe Kompetenzen
aufweisen. 

In den vorliegenden OECD-Studien wird jedoch häufig dar-
auf hingewiesen, dass in Ländern mit früher Differenzierung
der sozioökonomische Hintergrund der Schüler einen stär-
keren Einfluss auf den Kompetenzerwerb hat als in Ländern,
in denen Schüler länger gemeinsam unterrichtet werden.
Vergleicht man allerdings die Bundesländer miteinander, so
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lässt sich dieser Zusammenhang bezogen auf die Existenz
der Hauptschule nicht ohne weiteres finden. In Bayern, dem
Bundesland mit dem größten Hauptschulanteil, ist der Zu-
sammenhang zwischen sozioökonomischem Hintergrund
und Kompetenzen im Bundesvergleich eher schwach aus-
geprägt, und zwar vergleichbar mit Sachsen, einem Bun-
desland ohne Hauptschule. Für Nordrhein-Westfalen, einem
Bundesland, in dem die Hauptschule nur noch geringen Zu-
spruch findet, ist der Einfluss ähnlich stark wie in Baden-
Württemberg, das wiederum einen großen Anteil an Haupt-
schülern aufweist. Wissenschaftliche Studien, in denen die
Variation in Deutschland zur Identifikation eines kausalen Zu-
sammenhangs zwischen der Existenz der Hauptschule und
der Steigung des Bildungsgradienten genutzt wird, stehen
jedoch noch aus. 

Ein-, Zwei-, Drei-, Viergliedrigkeit

Wenn das Ende der Hauptschule gefordert wird, stellt man
die traditionelle Mehrgliedrigkeit des deutschen Schulsys-
tems insgesamt in Frage. Allerdings unterscheiden sich die
Schulsysteme zwischen den Bundesländern deutlich. Die
Hauptschule ist nicht in allen Bundesländern zur »Restschu-
le« geworden, und so werden auch immer wieder Stimmen
laut, die auf das gute Funktionieren und das hohe Niveau
von Hauptschulen gerade in ländlichen Regionen verwei-
sen. Die Leistungsstreuung ist für keine Schulform so stark
wie für die Hauptschulen, und auch die Unterschiede zwi-
schen den Hauptschulen sind größer, als dies für andere
Schulformen der Fall ist. Eigentlich kann man sich gar nicht
für oder gegen die Abschaffung der Hauptschule ausspre-
chen, weil es »die« Hauptschule gar nicht gibt. 

Es gibt aber dennoch viele Gründe, die dafür sprechen, frü-
her mit Bildung zu beginnen, deutlich länger gemeinsam zu
lernen, offensichtliche Defizite beim Übergang in differenzier-
te Bildungsgänge zu vermeiden und sich vor allem stärker auf
die Qualität des Unterrichts zu konzentrieren. Der Weg dahin
kann über eine Reduktion der verschiedenen Schulformen
gehen. Mit der einfachen Abschaffung der Hauptschule wer-
den die Probleme aber noch nicht gelöst. 

Im Moment denkt man in vielen Bundesländern gerade wie-
der darüber nach, wie stark differenziert das Schulsystem
sein soll. Grundsätzlich ist es aber nicht klug, die Unter-
schiedlichkeit der Schulsysteme auf Bundesebene weiter
auszubauen, denn darunter leiden insbesondere Familien
mit schulpflichtigen Kindern. Die Kosten der Mobilität in-
nerhalb Deutschlands steigen stark, wenn jeder Umzug in
ein anderes Bundesland zu einem Bildungsrisiko für die Kin-
der und die fehlende Vergleichbarkeit von Schulabschlüs-
sen zu einem Problem auf dem Arbeitsmarkt wird. 

Ende der Hauptschule – weitere
Reformen nötig

Folgt man dem Titel, dann ist die Hauptschule am Ende.
Da dies nur als These, nicht aber als Fakt angesehen wer-
den kann, soll zunächst geklärt werden, ob sie richtig ist und
wie sie begründet werden kann. Im zweiten Teil kann dann
der Frage nachgegangen werden, welche Veränderungen
mit der Abschaffung der Hauptschule verbunden wären und
welche Folgen sie haben könnten. Schließlich gilt es zu dis-
kutieren, welche Probleme damit gelöst werden könnten und
welche nicht. 

Naht das Ende der Hauptschule oder ist sie 
bereits am Ende?

Auf den ersten Blick ist das Bild widersprüchlich: Schles-
wig-Holstein, Hamburg und Rheinland-Pfalz haben bereits
Wege eingeschlagen, die dazu führen, dass die Hauptschu-
le als eigenständige Schulform abgeschafft wird, und in den
neuen Ländern ist sie keine eigenständige Schulform mehr
bzw. war sie es auch nicht. Auch hat die SPD in ihrem jüngs-
ten Bildungsbeschluss die Abschaffung der Hauptschule
gefordert, Forderung von den Bündnisgrünen und der Lin-
ken gehen in die gleiche Richtung. Auf der anderen Seite
wird an der Hauptschule vor allem von Vertretern von CDU
und CSU festgehalten, u.a. mit dem Argument, sie sei die
Schule für die praktisch Begabten. 

Da aber die Frage nach dem Ende der Hauptschule zunächst
eine landespolitische Entscheidung ist, bietet es sich an, die
Rolle der Hauptschule und deren Entwicklung insbesonde-
re in den einzelnen Bundesländern genauer zu untersuchen,
um die Diskussion differenziert führen zu können. 
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Die Rolle der Hauptschule im deutschen 
Schulsystem könnte unterschiedlicher nicht sein

Insgesamt gingen laut Bildungsbericht 2008 im Schuljahr
2006/07 in Deutschland 18,9% der Grundschüler auf eine
Hauptschule über; in den alten Ländern waren es 20,6%,
in den neuen Ländern 0%. D.h. in den neuen Ländern – so-
wie ferner in Bremen – existiert die Hauptschule als eigen-
ständige Schulform nicht (mehr); und im Saarland spielt die
Hauptschule als eigenständige Schule nur eine marginale
Rolle. Wenn Schleswig-Holstein, Hamburg und Rheinland-
Pfalz mit ihren Plänen ernst machen bzw. ernst gemacht ha-
ben und die Hauptschulen dort abgeschafft sind, dann hat
die Hälfte der Länder keine Hauptschulen mehr.

Aber auch in den westdeutschen Ländern, die noch Haupt-
schulen haben, gibt es einige Unterschiede. Während in Bay-
ern 39% und in Baden-Württemberg 28% der Fünftklässler
die Hauptschule besuchen, sind es in den meisten anderen
Ländern, die noch eine Hauptschule haben (Hamburg, Nie-
dersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und
Schleswig-Holstein), zwischen 13 und 19%. Die geringste
Rolle spielen die Hauptschulen in Berlin mit 8,3%. Hessen
hat insoweit eine Sonderstellung, als hier zwar nur 3,9%
der Fünftklässler in die Hauptschule übergehen, aber mit
19,7% ein vergleichsweise hoher Anteil in der Orientierungs-
stufe ist, eine »Schulform«, die es in anderen Ländern nicht
oder nur mit vergleichsweise geringer Bedeutung gibt.

Betrachtet man die Entwicklung in den vergangenen Jah-
ren, dann ist die Bedeutung der Hauptschule deutlich rück-
läufig. So hat sich der Anteil an Schülern, die nach der Grund-
schule in die Hauptschule übergehen, im Schnitt der west-
deutschen Länder allein zwischen den Schuljahren 2004/05
und 2006/07 um 2,8 Prozentpunkte verringert; gemessen
an den Ausgangswerten ist dies eine Verringerung um 15%.
Überdurchschnittlich sind dabei die Rückgänge in Hamburg
(– 4,8 Prozentpunkte), Bayern (– 3,8 Prozentpunkte), Schles-
wig-Holstein (– 3,4 Prozentpunkte) und Niedersachsen 
(– 3,3 Prozentpunkte). 

Interessant ist dabei, dass sich der Bedeutungsverlust der
Hauptschule nicht nur in den Ländern zeigt, wo sie (fast
schon) als »Restschule« bezeichnet werden kann, sondern
auch – allerdings auf einem deutlich höheren Niveau als in
anderen Ländern – in Bayern, wo die Hauptschule laut Bil-
dungsbericht 2006 immer noch die Regelschule für alle
Schüler der Klassen 5 und 6 ist, die nicht auf das Gymna-
sium übergehen (S. 239). Gingen hier im Schuljahr 2000/01
noch 54,0% der Grundschüler auf die Hauptschule über und
nur 12,4% in die Realschule, waren es im Schuljahr 2006/07
noch 39,0%, die in die Hauptschule übergingen, und 23,1%
in die Realschule. Zu berücksichtigen ist dabei auch, dass
in der 7. Klasse noch einmal eine größere Gruppe von der
Hauptschule an die Realschule wechselt. Wie dargestellt

sind die Entwicklungen in anderen Ländern noch weitaus
»dramatischer«.

Die abnehmende Bedeutung der Hauptschule zeigt sich
auch in der Entwicklung der Schullaufbahnpräferenz der
Grundschullehrkräfte, wie sie exemplarisch etwa in IGLU/Pirls
ermittelt wird. Befürworteten die Grundschullehrer bei der
Erhebung im Jahr 2001 noch zu fast einem Drittel (29,3%)
die Hauptschule, waren es 2006 nur noch ein Viertel (24,8%)
(vgl. Arnold et al. 2007, 275). Deutlicher noch als bei den
Lehrkräften wird der Bedeutungsverlust bei den Eltern deut-
lich. Bevorzugten 2001 noch 22,1% die Hauptschule wa-
ren es 2006 nicht einmal mehr 15%. Umgekehrt stieg auch
hier vor allem die Präferenz für das Gymnasium. 

Hierbei soll nicht übersehen werden, dass unterschiedliche
Aspekte bei der Entwertung der Hauptschule eine Rolle spie-
len dürften. So haben es Hauptschulabsolventen auf dem
Arbeits- und Lehrstellenmarkt immer schwerer, und es gibt
immer weniger »Abnehmer« von Hauptschulabsolventen.
Ferner dürfte auch der politische Druck zu Empfehlungen
auf höhere Schulen seine Effekte haben. Die verschiede-
nen Effekte dürften auch dazu führen, dass sich insbeson-
dere Eltern gegen einen Hauptschulbesuch ihrer Kinder weh-
ren (»Endstation Hauptschule«). Dies führt dazu, dass die
Schülerschaft immer problematischer wird und die Haupt-
schule ihren Bildungsauftrag nicht mehr erfüllen kann, um
qualifizierte Schulabgänger hinreichend für das berufliche
Ausbildungssystem zu qualifizieren. Hier kommt schnell ei-
ne Abwärtsspirale in Gang, die kaum noch zu stoppen ist.
Die Folge: Die Hauptschule wird zu einem Sammelbecken
für Kinder aus sozial schwache Familien und Schüler/innen
mit Migrationshintergrund. 

Wichtig ist bei die Übergangsentscheidungen auch, dass
es einerseits eher Kinder aus bildungsnäheren Familien
sind, die entgegen der Empfehlung der Lehrkräfte eine
höherwertige Schulform besuchen, während bildungsfer-
nere Eltern eher zugunsten niedrigerer Schulformen op-
tieren (vgl. hierzu sowie als Überblick über die Literatur-
lage ausführlicher Arnold et al. 2007, 276 f.). Damit ver-
schärft der Einfluss der Eltern auf die Übergangsentschei-
dung tendenziell noch die soziale Selektivität im Bildungs-
wesen. 

Hierbei soll nicht negiert werden, dass die schulischen Leis-
tungen die »erstrangige Vermittlungsgröße in der Reproduk-
tion von Bildungsungleichheit« sind. Gleichwohl ist auch zu
konstatieren, dass Schülerinnen und Schülern aus bildungs-
fernen Elternhäusern eine dreifache Benachteiligung erfah-
ren. »Sie verfügen über niedrigere schulische Kompeten-
zen (primäre Herkunftseffekte), erhalten bei gleichen Leis-
tungen schlechtere Beurteilungen (Noten und Schullaufbahn-
präferenzen) von ihren Lehrern und werden bei gleichen Leis-
tungen und gleichen Beurteilungen von ihren Eltern eher
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auf eine niedrigere Schulform geschickt« (vgl. Arnold et al.
2007, 292). 

Für die hier anstehende Frage, ob die Hauptschulen abge-
schafft werden (sollen), ist ferner die demographische Ent-
wicklung zu berücksichtigen. Sie führt dazu, dass in den
kommenden 15 Jahren die für den Übergang in die Haupt-
schule relevanten Altersgruppen deutlich kleiner werden; in
Bayern oder Baden-Württemberg, die nach der 11. koordi-
nierten Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen
Bundesamtes von den hier interessierenden westdeutschen
Ländern noch am wenigsten von der demographischen Ent-
wicklung betroffen wären, verringert sich die Alterskohorte
der 10- bis 11-Jährigen um 20% (und in den nachfolgen-
den 30 Jahren um weitere 20%); in anderen Bundeslän-
dern wie Nordrhein-Westfalen sind es 25%. Damit würde
sich selbst bei konstantem Übergangsverhalten die Zahl der
Fünftklässler erheblich reduzieren. Realistischer erscheint
aber die Annahme, dass der Anteil der Hauptschüler weiter
sinken wird. In diesem Fall würde sich die Zahl der Schüler,
die an die Hauptschulen übergehen wird, noch (deutlich)
stärker reduzieren. Würde sich z.B. die Übergangsquote
jedes Jahr um 10% gegenüber dem Vorjahr verringern, dann
läge die Zahl der Fünftklässler selbst in Baden-Württemberg
und Bayern innerhalb von 10 bis 15 Jahren bei unter 10 000
pro Jahr. 

Die Folgen sind – bei unveränderter Schulstruktur (und selbst
bei unverändertem Übergangsverhalten) – entweder klei-
nere Hauptschulen, die dann in vielen Fällen mit kleineren
Klassen und einer sinkenden Schüler-Lehrer-Relation und
steigenden Ausgaben je Schüler verbunden sein werden
oder aber weitere Schulwege für die betroffenen Schüler,
wie man dies beispielsweise in den ländlichen Regionen
der neuen Länder beobachten kann.

Fasst man das Bild zusammen, dann kann man m.E. ohne
Übertreibung behaupten, dass die Hauptschule – mit Aus-
nahme Bayerns und Baden-Württembergs – schon jetzt nur
noch eine begrenzte Bedeutung für das deutsche Bildungs-
system hat und diese in den vergangenen Jahren immer ge-
ringer geworden ist. Unter Berücksichtigung der demogra-
phischen Entwicklung und des sich verändernden Über-
gangsverhaltens wäre es daher konsequent, die Existenz
dieser Schulform grundsätzlich zu überdenken. Dies kann
man ohne jeden ideologischen Zungenschlag gut begrün-
den, wie die vorstehenden Ausführungen zeigen. 

Damit stellt sich zugleich aber die Frage, wie die Abschaf-
fung der Hauptschule konkret aussehen kann. Es gibt zwei
grundsätzliche Wege. Der erste ist die Zusammenführung
von Haupt- und Realschulen zu Sekundar-, Mittel- oder
Regionalschulen unter Beibehaltung der Gymnasien. Der
zweite Weg bestünde in einer grundsätzlichen Abschaf-
fung eines gegliederten Schulsystems und der Zusammen-

führung zu Gemeinschaftsschulen. Auch wenn sich ein
hochkarätig besetztes Gutachtergremien der Kultusmi-
nister, wie ich finde, in bemerkenswerter Klarheit für den
zweiten Schritt ausgesprochen hat, ist unter Beachtung
polit-ökonomischer Analysen davon auszugehen, dass es
zumindest in näherer Zukunft zu keiner vollständigen Über-
führung des gegliederten Schulsystems in Gemeinschafts-
schulen kommen wird. Allein schon der politische Einfluss
von Eltern aus mittleren und gehobenen sozioökonomi-
schen Schichten sowie der Gymnasiallehrer wird dies ver-
hindern können. Gangbar wäre vermutlich ohnehin nur ei-
ne bundesweite Einführung, da ansonsten mit erheblichen
Wanderungsbewegungen von ganzen Familien oder aber
zumindest von Schülern zu rechnen ist. Insofern wird bei
den folgenden Überlegungen von einem zweigliedrigen
Schulsystem ausgegangen.

Welche Probleme löst die Abschaffung 
der Hauptschule?

Zunächst einmal reduziert sich durch die Zusammenlegung
von Haupt- und Realschulen – zumindest vordergründig –
das Problem auch sozioökonomisch determinierter Zuwei-
sungen in die Hauptschulen. Dies bedeutet zugleich, dass
sich damit auch das Risiko verringert, dass Kinder zu Un-
recht auf Hauptschulen verwiesen werden, obwohl sie auf-
grund ihrer schulischen Leistungen eigentlich eine andere
Schulform besuchen müssten. 

Die bisherige Kerngruppe der Hauptschulen – Kinder aus
niedrigen sozioökonomischen Schichten oder mit Migra-
tionshintergrund – wird zudem erweitert um (mehr) Kinder
aus dem Mittelschichtsegment. Dadurch dürften auch die
negativen Peer-Effekte zumindest abgeschwächt, wenn
auch sicherlich nicht vollständig beseitigt werden. Eine sol-
che Entwicklung setzt allerdings voraus, dass es tatsäch-
lich zu einer sozialen Durchmischung an den Schulen
kommt und nicht, dass nur die Schulen umetikettiert wer-
den, sich aber sonst nichts ändert. Diese Gefahr besteht
auch, wenn an Gemeinschaftsschulen in Grund- und Er-
gänzungskursen unterrichtet wird; dann findet die soziale
Kopplung zwar nicht über die Schulform, aber über die
Stufenzuweisung statt.

Gelingt die stärkere soziale Durchmischung auch in dem Sin-
ne, dass Schüler mit einer stärkeren Leistungsorientierung
und Motivation zur Schülerschaft der jeweiligen Schulen und
Klassen zählen, dann kann es auch zu Peer-Effekten kom-
men, die sich positiv auf die schulischen Leistungen der »bis-
herigen« Hauptschüler auswirken. Hierbei kann es aber auch
widersprüchliche Effekte geben, die zwar zu besseren schu-
lischen Leistungen führen, aber mit einem schwächeren
Selbstbild verbunden sind, weil sich der Maßstab innerhalb
der Klasse verschiebt: Wer in der Hauptschule zu den Leis-
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tungsstärkeren zählt, kann u.U. an einer Sekundarschule nur
»Mittelmaß« sein, was gegebenenfalls das Selbstbild trotz
besserer schulischer Leistungen beeinflusst.

Eine größere soziale Durchmischung in Schulen und Klas-
sen bedeutet aber auch heterogenere Klassen, worauf Se-
kundarschullehrer nur sehr unzureichend eingestellt sind.
Sie müssen über eine verbesserte und vor allen Dingen pra-
xis- und schulorientiertere Aus- und Fortbildung darauf vor-
bereitet werden. Die Neuausrichtung der Lehrerausbildung
in Richtung einer dualen akademischen Ausbildung auf
Hochschulniveau ist für mich ohnehin ein ganz zentraler Eck-
pfeiler für Verbesserungen im Bildungssystem; die bisheri-
gen Reformschritte sind völlig unzureichend und lassen ins-
besondere die notwendige Verzahnung von Theorie und Pra-
xis vermissen.

Es ist auch zu erwarten, dass der Anteil an Schülern steigt,
die einen mittleren Realschulabschluss erzielen. Ob dies
ebenfalls zu einem Absinken des Anteils von Hauptschulab-
solventen führt, hängt davon ab, ob es gelingt, die Schul-
abbrecherquote zu reduzieren – womit wir uns den Proble-
men zuwenden, deren Lösung nicht unmittelbar durch die
Abschaffung der Hauptschule gelöst werden können.

Welche Probleme können durch die Abschaffung
der Hauptschule nicht gelöst werden?

Als eines der wesentlichen Probleme des deutschen Bil-
dungssystems ist der hohe Anteil an jungen Menschen zu
sehen, die die Schule ohne Hauptschulabschluss verlassen.
Im Jahr 2006 waren dies 76 000 junge Menschen; dies ent-
spricht rund 8% derer, die jedes Jahr das Schulsystem ver-
lassen. Hierbei ist einerseits zu beachten, dass die Abbre-
cherquoten tendeziell von Süd(west) nach Nordost zuneh-
men und in Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt,
Hamburg und Brandenburg bei über 10% liegen. Anderer-
seits besteht die Gruppe der Schulabgänger ohne Abschluss
durchschnittlich zu über der Hälfte aus »Abbrechern« von
Förderschulen; in den neuen Ländern sind es fast 60%. D.h.,
durch die Abschaffung der Hauptschulen alleine wird sich
das Problem des Schulabbruchs nur zum Teil lösen lassen,
so dass gleichzeitig auch die Zuweisungspraxis an die För-
derschulen bzw. deren Rolle im Schulsystem überprüft wer-
den müsste. Dies gilt umso mehr, als auch die Überwei-
sung an Förderschulen häufig durch sozioökonomische und
nicht durch »harte, objektive« Faktoren beeinflusst ist. Für
die von Bundesregierung und Kultusministerkonferenz ge-
wünschte Halbierung der Abbrecherquoten sind daher wei-
tergehende Maßnahmen erforderlich.

Im Kontext des Schulabbruchs ist ferner darauf hinzuwei-
sen, dass Jungen und Jugendliche mit Migrationshinter-
grund überproportional vertreten sind. Hieraus folgt, dass

diese Zielgruppen verstärkt in den Fokus genommen wer-
den müssen und der Unterricht sie besser, i.S. von ziel-
gruppenorientierter ansprechen muss, ohne damit eine neue
Benachteiligungsdiskussion anfangen zu wollen. Zu entspre-
chenden Unterrichtsformen – im Übrigen nicht nur für leis-
tungsschwache, sondern für alle Schüler und Schulformen
– zählen etwa praxis- und lebensweltnähere Ansätze, wie
z.B. Handwerk-Lernen, Betrieb und Schule oder produkti-
ves Lernen, die in unterschiedlicher Form in vielen Bundes-
ländern auch bereits praktiziert werden, wenn auch meist
in vergleichsweise geringem Umfang. Zu fordern sind auch
geschlechtergerechte Lehrformen und -inhalte, zugunsten
der Mädchen z.B. in den MINT-Fächern, zugunsten der Jun-
gen in den Sprachen und anderen »weichen« Fächern.

Ein weiterer Aspekt, der für mich beim Schulabbruch eine
Rolle spielt, ist neben einer bisweilen unzureichenden und
teilweise auch ungünstigen Vorbildfunktion, die manchen
Familien bzw. Eltern zukommt, die Frage der Perspektive.
Wenn Jugendliche den Eindruck haben, dass sie ohnehin
keine Chance auf dem Arbeitsmarkt haben, egal ob mit oder
ohne Hauptschulabschluss, woher sollen sie dann die Mo-
tivation nehmen, sich anzustrengen? Hier sind einerseits Ge-
sellschaft und Ausbildungsbetriebe – letztere gegebenen-
falls in Kooperation mit den Schulen – gefordert; anderer-
seits verbessert die demographische Entwicklung die Zu-
kunftsperspektive beträchtlich: Jeder junge Mensch, der
einen Schulabschluss hat, wird in den kommenden Jahren
einen Ausbildungsplatz und anschließend auch einen Ar-
beitsplatz finden; Unternehmen und öffentlicher Dienst wer-
den händeringend Nachwuchskräfte suchen. 

Im Hinblick auf die Stigmatisierung, die Schulabgänger mit
Hauptschulabschluss häufig erfahren, stellt sich auch die
Frage, ob der Hauptschulabschluss in der bisherigen Form
noch Zukunft hat. Solange dies von Ausbildungsbetrieben
und Unternehmen als ein Zertifikat angesehen wird, das für
die Ausbildung und das Arbeitsleben unzureichende Quali-
fikationen vermittelt, wird die Zusammenlegung von Haupt-
und Realschulen nicht den Effekt haben, dass Schulabgän-
ger mit Hauptschulabschluss schneller eine Lehrstelle fin-
den. Insoweit muss der Hauptschulabschluss auch wieder
stärker mit Qualifikation gleichgesetzt werden. Hier besteht
entsprechender Handlungsbedarf. 

Wenn es demnach gelingen soll, die Abbrecherquoten zu
verringern und das Bildungsniveau nachwachsender Gene-
rationen zu erhöhen, dann muss der frühkindliche Bereich
ausgebaut und insbesondere auch stärker auf die Kinder
aus sozioökonomisch schwächeren Familien ausgerichtet
werden. Sie sind diejenigen, die derzeit – insbesondere bei
den unter 3-Jährigen – unzureichend erreicht werden. Der-
zeit steigt der Umfang der (täglichen) Nutzung von früh-
kindlichen Einrichtungen mit dem Bildungshintergrund, dem
Einkommen und dem Umfang der Erwerbstätigkeit der Mut-
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ter. Zukünftig muss der Bildungs- und Entwicklungsbedarf
des Kindes eine wesentlich größere Rolle bei der Zuweisung
des Zeit- und Förderbedarfs zukommen, als dies bisher der
Fall ist. Dies muss nicht zulasten des Betreuungsbedarfs
aufgrund der Erwerbstätigkeit der Eltern gehen. An dieser
Stelle muss nicht nur Geld in die Hand genommen werden,
sondern der Bund sollte auch deutlich stärker als bisher in
die finanzielle Verantwortung genommen werden – schließ-
lich ist er zusammen mit den Sozialversicherungen der größ-
te Nutznießer eines besseren Kita-Systems.
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Technologie- und 
Innovationspolitik in Deutschland

Förderinitiativen und Maßnahmen der
Technologie- und Innovationspolitik ste-
hen in jüngster Zeit verstärkt auf der na-
tionalen und regionalen Politikagenda in
Deutschland. So richtet die Bundesregie-
rung ihre Forschungs- und Innovations-
politik mit einer Hightech-Strategie neu
aus und stellt bis 2009 insgesamt rund
15 Mrd. € für Spitzentechnologien und
technologieübergreifende Querschnitts-
maßnahmen bereit. Ergänzend fördern
bundesweite Programme wie »Koope-
rationsnetzwerke und Clustermanage-
ment« oder »Kompetenznetze Deutsch-
lands« gezielt die von einer strategischen
Technologie- und Innovationspolitik als
notwendig erachtete Zusammenarbeit
zwischen Wissenschaft und Wirtschaft,
während spezifische Clusterinitiativen zu-
kunftsträchtige Branchen und ihre
(inter)nationale Wettbewerbsfähigkeit im
Fokus haben. Letztere wurden sowohl
von der Bundesregierung als auch von
den Landesregierungen in den letzten
Jahren verstärkt initiiert (vgl. European
Cluster Observatory 2007). So fördert der
Bund einzelne Branchen wie etwa die
Biotechnologie bundesweit, während bei-
spielsweise die bayerische Staatsregie-
rung mehrere Branchen im Zuge ihrer
Clusterinitiative »Allianz Bayern Innova-
tiv« bayernweit unterstützt.1

Alle Initiativen – und darin folgen sie weit-
gehend den Empfehlungen des Stifterver-
bands für die Deutsche Wissenschaft
(2007) sowie des Wissenschaftsrats
(2007) – zielen auf die Förderung zukunfts-
trächtiger Technologien, die Zusammen-
arbeit von Wirtschaft und Wissenschaft
sowie die Beschleunigung und Effizienz
des Technologie- und Wissenstransfers.
Es handelt sich also um Maßnahmen, die
eine effizientere Art der Priorisierung und
Umsetzung von Wirtschaftspolitik als bis-
her darstellen. Eine messbare Zielgröße
kann dabei die in der Lissabon-Strategie
vereinbarte Erhöhung des nationalen An-
teils der Ausgaben für Forschung und Ent-
wicklung (FuE) am Bruttoinlandsprodukt
auf 3% bis zum Jahr 2010 darstellen,
durch die sich Deutschland und Europa
zum »wettbewerbsfähigsten und dyna-
mischsten wissensbasierten Wirtschafts-
raum der Welt« entwickeln sollen.2 Für ei-
ne Beurteilung der Initiativen hinsichtlich
ihres Einflusses auf die regionale wirt-
schaftliche Entwicklung kommt eher das
regionale Zusammenspiel von Innovatio-
nen, Wettbewerbsfähigkeit und Vernet-
zung von Wirtschaft und Wissenschaft in
Frage. Dabei spielen gerade regionale Fir-
mencluster eine übergeordnete Rolle, da
sie im Allgemeinen durch einen hohen
Grad an lokaler Innovationsaktivität und
reger wirtschaftlicher Aktivität gekenn-
zeichnet sind. Gegenstand der Arbeit und
Ziel der empirischen Untersuchung ist so-
mit die regionale Identifikation von Firmen-
clustern in Deutschland und von deren
Potential für Innovationen.

Regionen im nationalen und europäischen Wettbewerb

Kurt A. Hafner*

Cluster und Innovationen – deutsche Branchen und 

Welche innovationsfreundlichen Regionen in Deutschland zeichnen sich durch eine hohe regiona-

le Konzentration unternehmerischer Tätigkeit der gleichen Branche aus? Eine von der Europäi-

schen Kommission finanzierte Forschungseinrichtung mit der Bezeichnung »European Cluster

Observatory« gibt Auskunft über die Bildung und Zusammensetzung regionaler Firmencluster in

Europa und deren Innovationstätigkeit. Dadurch können Regionen innerhalb Deutschlands in ih-

rer Industriestruktur, aber auch Firmencluster einer Branche zwischen europäischen Regionen ver-

glichen werden. Der Vergleich zeigt, dass vor allem Regionen in Bayern und Baden-Württemberg

durch ausgeprägte Clusterstrukturen und ein hohes Innovationspotential gekennzeichnet sind.

Darüber hinaus lässt sich festhalten, dass deutsche Firmencluster im europäischen Wettbewerb

relativ gut dastehen, beispielsweise die der Automobilbranche und der Produktionstechnologie.

* Dr. Kurt A. Hafner ist wissenschaftlicher Referent am
Bayerischen Staatsinstitut für Hochschulforschung
und Hochschulplanung (IHF) in München.

1 Aktuelle Information zu den genannten Initiativen sind
abrufbar unter http://www.hightech-strategie.de,
http://www.kompetenznetze.de, http://www.bio-
technologie.de und http://www.allianzbayerninno-
vativ.de.

2 Einen Schritt weiter geht das Bundesland Bayern
in seinem kürzlich vereinbarten Pakt für Innovatio-
nen mit der Zielmarke von 3,6% bis zum Jahr 2020
(vgl.: http://www.bayern.de/BayernFIT).
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Innovationen, Wettbewerbsfähigkeit und 
Firmencluster

Volkswirtschaften und ihre Regionen konkurrieren im inter-
nationalen Wettbewerb als Standorte mit unterschiedlichen
Kombinationen von Rahmenbedingungen. Dabei spielen
stabile makroökonomische, politische, soziale und rechtli-
che Rahmenbedingungen bei industrialisierten Volkswirt-
schaften eine eher untergeordnete Rolle. Sie sind wichtig für
die Kontinuität der wirtschaftlichen Entwicklung, sind aber
keine hinreichende Bedingung für produktive unternehme-
rische Aktivität. Die Ursachen der Wettbewerbsfähigkeit lie-
gen laut Porter, Kettels und Delgado (2006) bei diesen Län-
dern auf der mikroökonomischen Ebene und lassen sich an-
hand von vier Dimensionen abbilden: »Unternehmensstra-
tegie und Wettbewerb«, »Faktorbedingungen«, »Nachfrage-
bedingungen« sowie »Industrie- und Clusterumfeld«. Die In-
novations- und Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen wird
dabei insbesondere durch die erste Dimension bestimmt,
bei der ein innovationsfreundliches Umfeld sowie offener und
scharfer Wettbewerb lokale Unternehmen in ihren Anstren-
gungen fordern (und fördern) und die besten Unternehmens-
strategien durch hohe Gewinne und Marktanteile prämie-
ren. In Kombination mit den Faktoren der anderen Dimen-
sionen, wie z.B. der Verfügbarkeit spezialisierter Inputfak-
toren, lokaler Konsumentennachfrage sowie intra- und in-
terindustrielle Spillover-Effekte, ergeben sich die in der Öko-
nomik, namentlich der Neuen Ökonomischen Geographie,
viel diskutierten Anziehungsfaktoren, die zu einer räumlichen
Konzentration von Unternehmen und mobilen Einsatzfak-
toren führen (vgl. Krugman 1991; Fujita, Krugman und Ven-
ables 1999). Damit sich hinreichende Cluster bilden, müs-
sen nach Porter, Kettels und Delgado (2006) hinsichtlich we-
nigstens einer der vier Dimensionen vorteilhafte Bedingun-
gen herrschen bzw. geschaffen werden.

Innovationen in Firmenclustern

Eine hohe regionale Innovations- und Forschungsaktivität
fördert die wirtschaftliche Entwicklung in der Region und
erhöht ihre Attraktivität für andere Unternehmen und mobi-
le Einsatzfaktoren. Feldman und Florida (1994) unterstrei-
chen in ihrer empirischen Studie für die USA die Verknüp-
fung zwischen qualifizierten Arbeitskräften, Innovationstä-
tigkeit und Firmenclustern. Sie zeigen, dass Innovationen
häufiger in den Regionen stattfinden, in denen verstärkt for-
schungsintensive Unternehmen und Universitäten tätig sind.
Indem die Unternehmen regionale Innovationspotentiale bes-
ser wahrnehmen und gleichzeitig der Wettbewerb mit an-
deren Unternehmen stimulierend auf die Forschungsaktivi-
tät einwirkt, erhöht sich das regionale Potential für zusätzli-
che Innovationen und nachhaltiges Wachstum. Cluster
schaffen somit ein innovationsfreundliches Umfeld mit ver-
besserten Marktchancen für neue Unternehmen und neue
Geschäftslinien und erhöhen die Produktivität und Effizienz

der ansässigen Unternehmen. Sölvell (2008) verweist in die-
sem Zusammenhang auf eine aktuelle Gegenüberstellung
regionaler europäischer Firmencluster und ihrer Innovatio-
nen, bei der eine positive Korrelation zwischen der Stärke
von Firmenclustern (im Sinne von ausgeprägten Cluster-
strukturen) und ihren Patentzahlen ermittelt worden ist. Dar-
über hinaus zeigt der vom BMBF (2007) herausgegebene
Bericht zur technologischen Leistungsfähigkeit Deutsch-
lands eine positive Korrelation zwischen Investition in FuE
und Produktivitätswachstum mehrerer Sektoren aus zwölf
unterschiedlichen Ländern. Da Innovationen direkte Indika-
toren für die Umsetzung von FuE auf Unternehmensebene
in wirtschaftlichen Erfolg sind, ist dieser Bezug zu Produk-
tivitätswachstum und Wettbewerbsfähigkeit nicht verwun-
derlich. Im Ergebnis sind innovative Regionen durch eine ho-
he Standortattraktivität und eine rege wirtschaftliche Aktivi-
tät wettbewerbsfähiger Unternehmen gekennzeichnet. Die
Bilanz von mehr und produktiverer unternehmerischer Tä-
tigkeit in Firmenclustern sind lokale Beschäftigungsimpulse
und regionaler Wohlstand. 

Dieses Verständnis von Clustern und ihren Bestimmungs-
größen führt laut Sölvell, Lindquist und Ketels (2003) zu
einem Umdenken bei der Clusterpolitik – weg von reinen
monetären Mittelzuweisungen hin zu zielorientierten Maß-
nahmen mit der Zielsetzung der Erhöhung der regionalen
Wettbewerbsfähigkeit und Innovationstätigkeit. Ein kürz-
lich verlautbartes European Cluster Memorandum (2007)
fordert eine differenzierte Clusterpolitik zur Förderung in-
ternational wettbewerbsfähiger Firmencluster auf regio-
naler und nationaler Ebene. Unter den aufgeführten Prin-
zipien befinden sich Maßnahmen zur Förderung eines in-
novationsfreundlichen Umfeldes, zur Stärkung der regio-
nalen Wettbewerbsfähigkeit sowie zur Verbesserung der
Kooperation über institutionelle und geographische Gren-
zen hinweg – Maßnahmen also, die dem dargestellten Zu-
sammenhang zwischen Innovation, Wettbewerbsfähig-
keit und Clusterbildung Rechnung tragen. 

European Cluster Observatory: Identifikation 
regionaler Firmencluster

Eine von der Europäischen Kommission finanzierte Einrich-
tung mit der Bezeichnung »European Cluster Observatory«
gibt Auskunft über die Bildung und Zusammensetzung re-
gionaler Firmencluster in Europa.3 In den 27 EU-Ländern so-
wie in Island, Norwegen, Schweiz, der Türkei und Israel wur-
den branchen- und regionenspezifische Beschäftigungsda-
ten zur Identifizierung regionaler Cluster erhoben. Indem
die Beschäftigungsstrukturen beider Ebenen – Region (in
der Regel NUTS-2) und Industrie (in der Regel NACE-4) –
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miteinander kombiniert werden, können sowohl Regionen
innerhalb eines Landes in ihrer Industriestruktur als auch Fir-
mencluster einer Branche zwischen europäischen Regionen
verglichen werden. Der Clusterdefinition von Porter (2003)
und deren erfolgreicher empirischer Anwendung in den USA
folgend, wurden 38 Industriesektoren für Europa identifiziert,
bei denen eine Clusterbildung prinzipiell möglich erscheint
– prinzipiell deshalb, weil Unternehmen dieser Industrie-
sektoren bei ihrer Standortfrage anfallende Handels- und
Transportkosten und somit Räume und Distanzen zwischen
Produktion und Absatz berücksichtigen und damit prädes-
tiniert für eine Clusterbildung sind.4 Beispielsweise wurden
für das Bundesland Bayern Firmencluster in sieben Regie-
rungsbezirken und 38 potentiellen Branchen analysiert. Im
Ergebnis wurden regionale bayerische Firmencluster in
29 Branchen identifiziert.

Clusterindikatoren, Innovationsindex und Exporttätigkeit

Für die Clusterbestimmung wurden regionale und branchen-
spezifische Beschäftigungszahlen verwendet, anhand derer
spezifische Kenngrößen zur Identifizierung von Clusterstruk-
turen je Region ermittelt werden.5 Übersteigt beispielsweise
die branchenspezifische Beschäftigung einer Region einen be-
stimmten Anteil an der gesamten europäischen Beschäftigung
in dieser Branche, erhöhen ökonomische Anziehungsfaktoren
wie intra- und interindustrielle Spillover-Effekte oder eine hohe
gesamtwirtschaftliche Nachfrage den Anreiz zur räumlichen
Konzentration von Unternehmen und mobilen Einsatzfakto-
ren. Ähnliches gilt für den Fall, dass der Anteil der branchen-
spezifischen Beschäftigung einer Region an der gesamten Be-
schäftigung in der jeweiligen Region hoch ist und als starke
Fokussierung der Branche auf diese Region interpretiert wer-
den kann. Eine solche regionale Konzentration wirtschaftlicher
Tätigkeit der gleichen Branche führt ebenfalls zu Vorteilen bei
der Standortentscheidung der Unternehmen. Ist eine Region
darüber hinaus stärker spezialisiert auf eine Branche als der
Durchschnitt aller Regionen (gemessen an ihren jeweiligen Be-
schäftigungsstrukturen), dann ist ihr Spezialisierungsgrad be-
sonders ausgeprägt. Wiederum wird argumentiert, dass intra-
und interindustrielle Spillover-Effekte sowie qualifizierte, bran-
chenspezifische Arbeitskräfte starke Anreize für eine regiona-

le Konzentration wirtschaftlicher Aktivität von Unternehmen der
gleichen Branchen generieren und die Region sich auf Kos-
ten anderer spezialisiert. Insgesamt wurden somit drei Indika-
toren berechnet: (1) »Relative Größe« einer Branche im euro-
päischen Vergleich, (2) »Grad der Fokussierung« einer Bran-
che und (3) »Grad der Spezialisierung« einer Region. Wird ei-
ne bestimmte kritische Größe je Indikator erreicht, bekommt
die Region für ihre Branche einen Stern als Kennzeichnung der
Clusteridentifikation.6 Maximal können daher für eine bestimm-
te Branche in einer Region drei Sterne vergeben werden, die
Auskunft über die jeweilige Clusterstärke geben.

Neben der Clusteridentifikation wurden ein regionaler Inno-
vationsindex sowie die branchenspezifische Exporttätigkeit
ermittelt und vereinfachend auf eine Dreier-Skala übertra-
gen. Der Innovationsindex bezieht sich auf die Region als
solche und gibt Auskunft über das allgemeine Innovations-
klima (vgl. Hollanders 2007). Dabei wurde vereinfachend das
regionale Innovationspotential als »hoch«, »mittel« oder »nied-
rig« eingestuft. Die Exporttätigkeit einer Branche errechnet
sich aus dem Anteil ihrer Exporte zu den gesamten Expor-
ten des Landes und lässt sich in »sehr stark«, »stark« oder
»schwach« einteilen. Ein hohes Innovationspotential einer
Region und eine rege Exporttätigkeit ihrer Industrien können
Indikatoren für wettbewerbsfähige Unternehmen sein.

Im Folgenden werden regionale Firmencluster und ihre Wett-
bewerbsfähigkeit anhand der Daten des European Cluster
Observatory untersucht. Dabei werden zunächst Firmen-
cluster in Deutschland regional identifiziert und miteinander
verglichen. Im Anschluss erfolgt ein Branchenvergleich in
Europa, um Aussagen über die Wettbewerbsintensität und
Wettbewerbsfähigkeit einzelner deutscher Branchen tref-
fen zu können.

Regionenvergleich in Deutschland: 
Bayern und Baden-Württemberg vorn

Von besonderem Interesse bei der Identifikation von Firmen-
clustern sind Regionen, die durch ein hohes Innovations-
potential gekennzeichnet sind. Dem liegt die eingangs dis-
kutierte Annahme zugrunde, dass sich Innovationstätigkeit
und die Bildung von Firmenclustern gegenseitig verstär-
ken. Nachfolgend sollen Firmencluster in innovativen Regio-
nen in Deutschland identifiziert und untersucht werden.7 Zu-
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4 Porter (2003) teilt die Industriesektoren einer Volkswirtschaft in drei Berei-
che auf: Lokale Sektoren, wie z.B. Dienstleistungen, sind an den Stand-
ort gebunden, stehen nicht im überregionalen Wettbewerb und scheiden
deshalb für eine Clusteranalyse aus. Das Gleiche gilt für rohstoffbasierte
Sektoren. Für eine Clusteranalyse relevant sind somit die im überregiona-
len Wettbewerb stehenden Branchen, welche durch eine starke Rolle der
Industrie geprägt sind. Der Beschäftigungsanteil in diesen Branchen be-
läuft sich auf ca. 37% der gesamten Beschäftigung in Europa.

5 Diese Vorgehensweise ist nicht unumstritten. Kritisiert wird, dass die auf
Basis von Beschäftigungszahlen berechneten Konzentrationsmaße stark
von der gewählten Regions- und Industrieabgrenzung abhängen (vgl.
Duranton und Overman 2005) und nicht zwangsläufig als in sich geschlos-
sene Cluster interpretiert werden können. Eine detaillierte Abgrenzung, die
den jeweiligen nationalen Bedürfnissen an Regionen und Industrien Rech-
nung trägt, würde dagegen einen Vergleich europäischer Regionen und
Branchen nicht erlauben und ist deshalb vom European Cluster Observa-
tory nicht verfolgt worden.

6 Beispielsweise bekommt eine Region für den Indikator »Relative Größe«
dann einen Stern zugesprochen, wenn ihr branchenspezifischer Beschäf-
tigungsanteil an der gesamten Europäischen Beschäftigung in dieser Bran-
che unter den obersten 10% aller untersuchten Regionen liegt 
(vgl.: http://www.clusterobservatory.eu/).

7 Ein Blick auf die Rohdaten bestätigt, dass die Einschränkung der Analyse
auf Regionen mit einem »hohen« Innovationspotential sinnvoll ist: Von ins-
gesamt 35 Regionen in Deutschland mit mindestens einem Drei-Sterne-
Cluster sind 24 Regionen durch ein hohes Innovationspotential gekenn-
zeichnet; von 151 Regionen mit mindestens einem Zwei- oder Drei-Ster-
ne-Cluster gelten 98 Regionen als »hoch« innovativ.
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sätzlich soll geklärt werden, inwiefern ein Zusammenhang
besteht zwischen der Bildung von Firmenclustern und der
Expottätigkeit einer Region.

Firmencluster in Deutschland

Welche Regionen in Deutschland zeichnen sich durch eine
hohe regionale Konzentration unternehmerischer Tätigkeit
der gleichen Branche aus? In Abbildung 1 ist die Clusterzu-
gehörigkeit derjenigen Regionen8 dargestellt, die durch ein
ausgeprägtes Innovationspotential gekennzeichnet und ent-
sprechend der obigen Einteilung als »hoch« innovativ kate-
gorisiert sind. 

Insgesamt betrachtet entfällt auf die Regionen Oberbayern
sowie Stuttgart mit ihren jeweiligen Ballungszentren die größ-
te Anzahl an Firmenclustern, dicht gefolgt von den Regio-
nen Darmstadt, Karlsruhe und Oberpfalz. So weist beispiels-
weise die Region Oberbayern insgesamt 18 Branchen- und
Technologiefelder auf, denen aufgrund ihrer
regionalen und branchenspezifischen Be-
schäftigungszahlen ein Firmencluster zuge-
teilt werden kann. Die Region Stuttgart
kommt bei dieser Betrachtung auf eine Bran-
che und somit auf einen Firmencluster we-
niger. Mit Blick auf die Stärke der Clusterbil-
dung und somit auf die Anzahl der Cluster-
sterne nehmen die Regionen Hamburg,
Karlsruhe und Stuttgart die vorderen Plätze
bei den Drei-Sterne-Clustern ein. In jeweils
drei Branchen sind diese Regionen mit der
höchsten Anzahl von Clustersternen aus-

gezeichnet. Die identifizierten Branchen sind
somit im europäischen Vergleich relativ groß,
regional stark fokussiert und haben sich auf
die betrachteten Regionen spezialisiert. Die-
se Positionierungen dürften für den europäi-
schen Wettbewerb von Vorteil sein. Das glei-
che Bild ergibt sich auch bei der Betrachtung
der Zwei-Sterne-Cluster in Abbildung 1. Eben-
falls eine hohe Anzahl an Firmenclustern in
dieser Kategorie können die Regionen Mit-
telfranken, Oberbayern und Tübingen aufwei-
sen; auch sie dürften im branchenspezifischen
Vergleich auf europäischer Ebene eine maß-
gebliche Rolle spielen. 

Exporttätigkeit deutscher Firmencluster

Um zu einer besseren Einschätzung über die
Positionierung der jeweiligen Regionen und

ihrer Firmencluster für den europäischen Wettbewerb zu ge-
langen, empfiehlt sich ein Blick auf die Exporttätigkeit der
einzelnen Branchen. Aus den branchenspezifischen Export-
anteilen kann über die Anzahl der regional ansässigen Clus-
terfirmen die gesamte Exporttätigkeit je Region ermittelt wer-
den. Somit wird die regionale Verteilung der Firmencluster
aus Abbildung 1 um die jeweiligen Exportanteile der Bran-
chen ergänzt. Abbildung 2 zeigt die Exporttätigkeit der Fir-
mencluster je Region, eingeteilt in die Kategorien »sehr stark«,
»stark« und »schwach«.

Die Regionen Oberbayern und Stuttgart mit der höchsten
Anzahl an Firmenclustern sind auch bei der Berücksichti-
gung der Exporte und ihrer Anteile am gesamten deutschen
Export führend. In den beiden Kategorien »sehr stark« und
»stark« belegt die Region Stuttgart den ersten und Ober-
bayern den zweiten Platz. Analog zur Abbildung 1, folgt dem
Führungsduo die Region Darmstadt mit einem ebenfalls ho-
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Clusterverteilung deutscher Firmencluster in innovativen Regionen
Abb. 1
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Exporttätigkeit deutscher Firmencluster in innovativen Regionen

Abb. 2

8 Auf der NUTS-2 Ebene gibt es in Deutschland insge-
samt 39 Regionen, die größtenteils aus Regierungs-
bezirken, Stadt- und Flächenstaaten bestehen. Im Fol-
genden wird unterschiedslos die Bezeichnung Regi-
on verwendet.
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hen Exportanteil. Interessanterweise fallen
bei dieser Betrachtung einige Regionen mit
einer hohen Anzahl an Clustersternen, wie
Hamburg und Karlsruhe, zurück und finden
sich, gemessen an ihren Exportanteilen, nur
im Mittelfeld der aufgeführten Regionen wie-
der. Ein Zusammenhang zwischen Cluster-
stärke und Exporttätigkeit ist aus Abbildung 2
nicht ersichtlich und lässt sich auch durch ei-
ne detaillierte Analyse der Rohdaten nicht er-
klären. Aus einer hohen Exporttätigkeit folgt
somit nicht zwangsläufig die Zugehörigkeit
zu einem Cluster, wie der Vergleich der Ab-
bildungen 1 und 2 für die Regionen Hamburg
und Karlsruhe verdeutlicht. 

Branchenvergleich in Europa: 
Deutsche Branchen im starken Wettbewerb

Welche Branchen in Deutschland behaupten sich im euro-
päischen Wettbewerb besonders gut? Welche Aussage kann
über die Wettbewerbsintensität und Wettbewerbsfähigkeit
einzelner Branchen im europäischen Vergleich getroffen 
werden? 

Ein Branchenvergleich europäischer Regionen kann hier-
über Auskunft gegen. Als Maßstäbe werden die Anzahl der
Firmencluster und das regionale Innovationspotential ver-
wendet. Von einer hohen branchenspezifischen Wettbe-
werbsintensität kann dann ausgegangen werden, wenn ei-
ne hohe Anzahl an Firmenclustern einer bestimmten Bran-
che auf nationaler oder europäischer Ebene identifiziert wird.
Dagegen wird die branchenspezifische Wettbewerbsfähig-
keit der jeweiligen Unternehmen anhand der Clusterstärke
und des innovativen Umfelds festgestellt: Je stärker die re-
gionalen Firmencluster und je innovativer die zugeordneten
Clusterstandorte sind, desto wettbewerbsfähiger sind die
Unternehmen dieser Branchen. Eine rege Exporttätigkeit
dieser Unternehmen kann dabei ein weiterer Anhaltspunkt
für Wettbewerbsfähigkeit sein.

Branchenvergleich in Europa: Drei-Sterne-Cluster

Es werden die Branchen eingehend untersucht, bei denen
ein oder mehrere Drei-Sterne-Cluster in Deutschland iden-
tifiziert worden sind. Abbildung 3 zeigt die Ergebnisse des
Branchenvergleichs anhand der Anzahl der Drei-Sterne-
Cluster für Deutschland und für das restliche Europa.

In insgesamt zehn der 38 potentiellen Branchen können
Firmencluster der höchsten Kategorie in Deutschland iden-
tifiziert werden. Die höchste Anzahl an Drei-Sterne-Clus-
tern ist in der Automobilbranche sowie in den Branchen Pro-
duktionstechnologie und Metallverarbeitung zu beobach-

ten. So entfallen in der Automobilbranche sieben der 16 eu-
ropäischen Drei-Sterne-Cluster auf Deutschland. Die Bran-
chen Produktionstechnologie und Metallverarbeitung folgen
mit zehn bzw. fünf Firmenclustern von europaweit insgesamt
zwölf. Es scheint auf den ersten Blick nahe liegend, dass
eine hohe Anzahl von Firmenclustern in einer Branche ein
Indikator für eine hohe (inter)nationale Wettbewerbsintensi-
tät darstellt. Interessanterweise ist Deutschland in den Bran-
chen Luft- und Raumfahrt (in der Region Hamburg), Che-
mie (in der Region Rheinhessen-Pfalz [Mainz]) und Energie-
industrie (in den Regionen Oberpfalz [Regensburg] und Mit-
telfranken [Nürnberg]) als einziges Land mit Drei-Sterne-
Clustern vertreten.

Im Folgenden werden die Automobilbranche, der Finanz-
sektor und die Produktionstechnologiebranche stellvertre-
tend für unterschiedliche Wettbewerbsintensitäten näher
analysiert und ihre Wettbewerbsfähigkeit auf dem europäi-
schen Markt bestimmt.

Automobilbranche (z.B. Automobil; Autokomponenten;
Zulieferer im Automobilbereich)

Die Automobilbranche in Deutschland befindet sich in einem
starken Wettbewerb mit anderen europäischen Regionen.
Die Ergebnisse für die Automobilbranche sind in Tabelle 1
für alle Drei-Sterne-Cluster zusammengefasst. Sieben von
16 der Drei-Sterne-Cluster befinden sich in deutschen Re-
gionen, die durch ein »hohes« bzw. »mittleres« Innovations-
potential und eine als »sehr stark« kategorisierte Exporttä-
tigkeit gekennzeichnet sind. Starke Konkurrenz aus Sicht
der deutschen Unternehmen ist hinsichtlich Innovationspo-
tential und Exporttätigkeit vor allem in der Region Västsve-
rige (Göteborg) in Schweden auszumachen. Die anderen
europäischen Regionen sind entweder durch ein niedrige-
res Innovationspotential oder aber eine geringere Exporttä-
tigkeit gekennzeichnet. Im Ergebnis sind deutsche Unter-
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nehmen in Clustern der Automobilbranche aufgrund ihrer
Clusterstärke, ihres regionalen Innovationspotentials und ih-
rer Exporttätigkeit im europäischen Wettbewerb sehr gut
positioniert.

Auch für die Branchen Informationstechnologie und Metall-
verarbeitung kann durch die Analyse der Rohdaten ein star-
ker europäischer Wettbewerb festgestellt werden. Für eine
hohe Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unternehmen in die-
sen Branchen spricht, dass mehrere Firmencluster der
höchsten Kategorie in innovationsfreundlichen Regionen
identifiziert wurden. 

Finanzsektor (z.B. Banken, Versicherungen, 
Finanzdienstleistungen)

Der deutsche Finanzsektor steht ebenfalls in einem starken
europäischen Wettbewerb, ist aber schlechter positioniert
als die Automobilbranche. Tabelle 2 fasst die Ergebnisse
für den Finanzsektor für alle Drei-Sterne-Cluster zusammen.
Frankfurt am Main sowie Hamburg konkurrieren mit den Fi-

nanzmetropolen Paris, London, Zürich und Brüssel um in-
ternationale Marktanteile in diesem Sektor. Während die In-
novationsindizes beider Regionen als »hoch« eingestuft sind,
ist der Exportanteil der Branche relativ gering und entspre-
chend als »schwach« eingestuft. Der Finanzplatz London,
welcher sowohl beim Innovationsindex als auch bei der Ex-
porttätigkeit die höchste Kategorie aufweist, erweist sich als
stärkster Konkurrent für die deutschen Finanzplätze. Das
Gleiche gilt auch für Zürich, falls die Region ähnlich innova-
tionsfreudig ist wie die Mehrzahl der betrachteten Finanz-
plätze in Tabelle 2. Der deutsche Finanzsektor ist somit ei-
nem starken europäischen Wettbewerb ausgesetzt, vor al-
lem mit den Finanzmetropolen London und Zürich.

Zum selben Ergebnis hinsichtlich Wettbewerbsfähigkeit und
Wettbewerbsintensität führt die Analyse der Rohdaten für
die Branchen Business Services sowie Transport und Lo-
gistik, wenn man wiederum die Anzahl der Drei-Sterne-Clus-
ter und das regionale Innovationspotential als Maßstäbe
nimmt. Deutsche Unternehmen in Clustern dieser Branchen
konkurrieren in einem starken Wettbewerb mit europäischen

Unternehmen, die sich in einem innovativen
Umfeld bewegen und zusätzlich durch eine
stärkere Exporttätigkeit gekennzeichnet sind. 

Produktionstechnologie 
(z.B. Werkzeugmaschinen, Lagertechnik)

Mit einer sehr starken nationalen Konkur-
renz müssen sich Unternehmen aus Clus-
tern der Branche Produktionstechnologie
in Deutschland auseinandersetzen. Die zu-
sammengefassten Ergebnisse für die Bran-
che Produktionstechnologie und ihre Drei-
Sterne-Cluster sind in Tabelle 3 dargestellt.
Von insgesamt zwölf europäischen Clus-
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Tab. 1 

Drei-Sterne-Clusterübersicht in der Automobilbranche 

 Clusterstandorte Beschäftigte Innovationen Exporte 

Deutschland Stuttgart 136 353 hoch sehr stark 

  Oberbayern (München) 82 339 hoch sehr stark 

  Braunschweig 79 997 hoch sehr stark 

  Karlsruhe 40 694 hoch sehr stark 

  Niederbayern (Landshut) 37 960 mittel sehr stark 

  Hannover 25 980 hoch sehr stark 

  Saarland (Saarbrücken) 25 123 mittel sehr stark 

Resteuropa Piemonte (Turin), IT 85 915 mittel schwach 

  Dogu Marmara (Bursa), TR 44 901 keine Angabe stark 

  Västsverige (Gothenburg), SE 42 832 hoch stark 

  W Midlands (Birmingham), UK 37 913 hoch schwach 

  Sud -Muntenia (Ploiesti), RO 32 935 keine Angabe schwach 

  Severovychod (Hradec Králové), CZ 31 578 niedrig stark 

  Stredni Cechy (Prague Surroundings), CZ 29 511 mittel stark 

  Castilla y León (Valladolid), ES 27 136 niedrig stark 
  Franche-Comté (Besançon), FR 24 767 mittel stark 

Quelle: European Cluster Observatory, Cluster Mapping Database. 

 
Tab 2 

Drei-Sterne-Clusterübersicht im Finanzsektor 

 Clusterstandorte 
Beschäf-

tigte 
Inno-

vationen Exporte 

Deutschland 
Darmstadt  
(Frankfurt am Main) 135 793 hoch schwach 

  Hamburg 69 331 hoch schwach 

Resteuropa Île de France (Paris), FR 426 596 hoch schwach 

 Inner London, UK 254 760 hoch 
sehr 
stark 

 Zürich, CH 93 572 
keine 

Angabe 
sehr 
stark 

  Brussels, BE 87 579 mittel schwach 

Quelle: European Cluster Observatory, Cluster Mapping Database. 
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terstandorten befinden sich zehn in Deutschland. Diese
sind durchweg in ihrem Innovationspotential als »hoch«
oder »mittel« eingestuft. Darüber hinaus zeigt sich die deut-
sche Produktionstechnologie als besonders exportfreu-
dig und wird als »sehr stark« eingestuft. Nennenswerte
Konkurrenz anderer europäischer Regionen ist, sowohl
bezogen auf das Innovationspotential als auch den je-
weiligen Exportanteil aus Tabelle 3, nicht zu erkennen. Für
den europäischen Wettbewerb bestens positioniert, kon-
kurrieren deutsche Firmencluster in dieser Branche vor al-
lem auf nationaler Ebene. 

Eine vergleichsweise hohe Wettbewerbsfähigkeit kann eben-
so bei den Unternehmen in Clustern der Luft- und Raum-
fahrtbranche, der Chemiebranche und der Energieindustrie
festgestellt werden, da alle identifizierten Firmencluster in-
novationsfreundlichen Regionen in Deutschland zugeordnet
sind. Darüber hinaus konnten keine weiteren Firmencluster
in dieser Kategorie in anderen europäischen Regionen iden-
tifiziert werden (vgl. Abb. 1).

Fazit: Regionale Clusteranalyse – was lässt sich
festhalten?

Welche Ergebnisse sind aus Sicht deutscher Branchen und
Regionen von besonderem Interesse? Wie gut stehen deut-
sche Firmencluster im europäischen Wettbewerb da? Ein
Vergleich der branchen- und regionalspezifischen Beschäf-
tigungszahlen auf nationaler und europäischer Ebene führt
zu folgenden Erkenntnissen: 

– hohe Anzahl an Firmenclustern in Oberbayern und im Re-
gierungsbezirk Stuttgart,

– starke Fokussierung einzelner Branchen auf Regionen
in Bayern und Baden-Württemberg,

– ausgeprägte Clusterstrukturen und hohes Innovations-
potential in Deutschland,

– hohe Wettbewerbsfähigkeit deutscher Fir-
mencluster bei starkem europäischem
Wettbewerb in den Branchen Automobil,
Informationstechnologie und Metallverar-
beitung,

– hohe Wettbewerbsfähigkeit deutscher Fir-
mencluster und sehr gute Positionierung
im europäischen Wettbewerb in den Bran-
chen Produktionstechnologie, Luft- und
Raumfahrt, Chemie und Energieindustrie.

Regionale Firmencluster zeichnen sich durch
einen hohen Grad an lokaler Innovations- und
Forschungsaktivität bei reger wirtschaftlicher
Aktivität aus. Ein hohes regionales Potential für
Innovationen und produktive unternehmeri-
sche Tätigkeit sind beste Vorraussetzungen für
lokale Beschäftigungsimpulse und höheren re-
gionalen Wohlstand. Somit liegen die Schwer-

punkte der Technologie- und Innovationspolitik in Deutschland
zu Recht auf der Förderung eines innovationsfreundlichen Um-
feldes und der nachhaltigen Zusammenarbeit von Wirtschaft
und Wissenschaft und somit auf der Clusterbildung.
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Tab. 3 
Drei-Sterne-Clusterübersicht in der Branche Produktionstechnologie 

 Clusterstandorte 
Beschäf-

tigte 
Inno-

vationen Exporte 

Deutschland Stuttgart 82 471 hoch sehr stark 

 Mittelfranken (Nürnberg) 22 968 hoch sehr stark 
 Tübingen 40 301 hoch sehr stark 

 Freiburg 33 445 hoch sehr stark 

 Schwaben (Augsburg) 29 845 hoch sehr stark 

 Karlsruhe 39 514 hoch sehr stark 

 
Unterfranken 

(Würzburg) 28 027 hoch sehr stark 

 Detmold 22 960 mittel sehr stark 
 Münster 21 392 mittel sehr stark 

  Arnsberg (Dortmund) 36 851 mittel sehr stark 

Resteuropa 
Emilia-Romagna 
(Bologna), IT 60 723 mittel sehr stark 

  Slaskie (Katowice), PL 24 707 niedrig schwach 

Quelle: European Cluster Observatory, Cluster Mapping Database. 
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An dieser Stelle werden einige bedeutende
Industrie- und Schwellenländer anhand
wichtiger Indikatoren vorgestellt, wobei sich
die Darstellung auf eine Auswahl von Glo-
balisierungsindikatoren1, wie sie in der ein-
schlägigen Literatur2 verwendet werden, be-
zieht. Die Analyse beschränkt sich auf die
Jahre ab 2001 bis zum aktuellen Rand. Da
sich das Jahr 2001, gemessen am ifo Welt-
wirtschaftsklima (vgl. Abb. 1), als Tiefpunkt3

in der jüngsten Geschichte der Weltwirt-
schaft sehen lässt, stellt es eine geeignete
Basis dar, um die aktuelle Entwicklung ver-
schiedener Länder aufzuzeigen. Um die Da-
ten der einzelnen Länder vergleichbar zu
machen, werden Statistiken internationaler
Organisationen als Quelle herangezogen
und alle Geldbeträge in US-Dollar ausge-
wiesen.

Eckdaten

Mit einer Bevölkerungszahl von geschätz-
ten 82 Millionen (2006) und einer Landflä-
che von 349 000 km2 gehört Deutschland
zu den kleinen Ländern unter denen, die
in dieser Reihe noch folgen werden (u.a.
China, die USA und Brasilien). Die Ein-
wohnerzahl Deutschlands stagniert, und
das Statistische Bundesamt geht sogar von
einer stetigen Abnahme der Bevölkerung
aus. Auch die Zahlen zur Migration kön-
nen keine Besserung versprechen. Die Da-
ten hierzu werden von der Weltbank nur al-
le fünf Jahre erhoben. Es lässt sich fest-
stellen, dass der Anteil von Immigranten an
der Gesamtbevölkerung von 11,9% (im
Jahr 2000) auf 12,3% (2005) gestiegen ist,
doch die Nettowanderungsströme sind in diesem Zeitraum
von 2000 bis 2005 insgesamt um 11,8% geschrumpft (vgl.
CIA 2008; Weltbank 2008).

Das Bruttoinlandsprodukt 

Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) steht in erster Instanz für die
Wirtschaftsleistung des Landes. Deutschland hat im Jahr
2007 ein Inlandsprodukt von 3 322 Mrd. US-Dollar zu lau-

fenden Preisen erzielt. Gemessen in Kaufkraftparitäten sind
2007 2 810 Mrd. US-Dollar erwirtschaftet worden (2001:
2 240 Mrd. US-Dollar).

Um das BIP im Sinne eines Globalisierungsindizes zu nut-
zen und vergleichbar zu machen, soll diese Größe zur Be-
völkerungsanzahl bzw. zum Welt-BIP ins Verhältnis gesetzt
werden. Pro Einwohner zeigt Deutschland in den Jahren
2001 bis 2007 ein Wachstum von 25,8%, gemessen in Kauf-
kraftparitäten, auf. 2007 kann Deutschland somit ein BIP
pro Einwohner in Höhe von 40 000 US-Dollar zu laufenden
Preisen (34 181 US-Dollar in Kaufkraftparitäten) vorweisen.
Als weiteres Indiz für die volkwirtschaftliche Verflechtung
Deutschlands lässt sich der erzielte Anteil am Welt-BIP he-
ranziehen. 2007 hatte Deutschland einen Anteil von 4,3%
(in Kaufkraftparitäten) am Welt-BIP. Im Jahr 2001 betrug die-
se Größe noch 5,2% (vgl. Abb. 2). (vgl. IWF 2008a).

Christoph Zeiner

Ausgewählte Länder und ihre weltwirtschaftliche
Verflechtung: Deutschland

1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008

Quelle: Ifo World Economic Survey (WES) III/2008.

erwartete Entwicklung 

für die nächsten 6 Monate

gegenwärtige Lage

gut/

besser

zufrieden-

stellend/

gleichbleibend

schlecht/

schlechter

ifo Weltwirtschaftsklima

Abb. 1

Deutscher Anteil am weltweiten Bruttoinlandsprodukt
a)

4.0

4.5

5.0

5.5

6.0

1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007

%

Quelle: IWF, WEO April 2008.

a)
 Gemessen in Kaufkraftparitäten

Abb. 2

1 Globalisierung wird hier im Sinne der OECD, die von einer engeren Inte-
gration der nationalen Ökonomie in die globalen Märkte spricht, verstan-
den (vgl. OECD 2006).

2 In Anlehnung an OECD (2005a). Für eine breite Darstellung vgl. OECD
(2005b). 

3 Zeitgleich gingen auch das Volumen des Welthandels und die Direktin-
vestitionsströme bedeutend zurück (vgl. WTO 2007; UNCTAD 2007).
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Der Welthandel und Indikatoren der 
Handelsbilanz

Die erste bedeutende Größe, um die Globali-
sierung eines Landes anhand der wirtschaft-
lichen Verflechtung mit dem Ausland zu mes-
sen, ist der Umfang des Handels4 mit dem Aus-
land. Zum einen sind hier die Exporte interes-
sant, da sie die Produktionsleistung für die Welt
darstellen und zum anderen die Importe, die
gewissermaßen die Abhängigkeit vom Aus-
land repräsentieren. Als wichtiges Maß der Glo-
balisierung wird hier ferner der Offenheitsgrad
gesehen, welcher sich aus der Summe der Ex-
porte und Importe im Verhältnis zum BIP be-
rechnet (vgl. Aka 2006).

Deutschland konnte im Jahr 2007 Waren und
Dienstleistungen im Wert von 1,5 Bill. US-Dol-
lar exportieren. Diesem Wert sind Importe in
Höhe von 1,3 Bill. US-Dollar gegenüberzustel-
len. Die Entwicklung des Offenheitsgrads zeigt
für Deutschland seit Jahren nach oben. 2001
betrug er 67,8%, im Jahr 2007 ist eine Größe
von 85,1% erreicht worden. Somit ist die Re-
levanz des Weltmarktes für Deutschland sehr
hoch. Doch wie sieht der Umkehrschluss hier-
zu aus – ist die Welt von Deutschland in glei-
chen Maßen abhängig? Im Jahr 2007 hat
Deutschland mit 8,9% am Weltexportvolumen
mitgewirkt. Der deutsche Importanteil liegt bei
7,6%. Der Welthandelsanteil, also die Summe
deutscher Importe und Exporte am Welthan-
delsvolumen, liegt in diesem Zeithorizont bei
recht stabilen 8,2% (vgl. Abb. 3).

Ein weiterer wichtiger Indikator, insbesondere
für die wirtschaftliche Stabilität eines Landes,
ist die Handelsbilanz5. Letztmalig im Jahr 2000
wurde für Deutschland ein negativer Saldo aus-
gewiesen. In den Jahren von 2001 bis 2007
weist die Handelsbilanz ein enormes Wachs-
tum auf. Im Jahr 2007 kann die deutsche Han-
delsbilanz einen Überschuss von rund 0,2 Mrd.
US-Dollar in laufenden Preisen ausweisen (vgl.
WTO 2007; IWF 2008a).

Der internationale Finanzmarkt und
Indikatoren der Kapitalbilanz

Internationaler Devisenhandel

Bedingt durch den wachsenden Waren- und
Dienstleistungshandel mit dem Ausland wird

Tab. 1 

Ausgewählte Länderindikatoren 

Eckdaten   

Landfläche 349 Tsd. km
2
 

Bevölkerung 82 Mill. 

  
  
  

  2000 2005 2000–2005
a)
 

Immigranten (Anteil an der 
Gesamtbevölkerung) 11,9 12,3 3,2 

Nettomigration in Millionen 1,13 1,00 – 11,8 

  2001 2007 2001–2007
1)
 

BIP (Mrd. US-$, KKP
b)
) 2 240 2 810 25,4 

BIP pro Einwohner  
(US-$, KKP) 27 171 34 181 26,0 

Anteil am Welt-BIP (KKP) 5,2 4,3 – 15,7 
        

Handelsbilanz 2001 2007 

Exporte
c)
 (Mrd. US-$) 655 1 524 

Importe
c)
 (Mrd. US-$) 627 1 305 

Offenheitsgrad (%) 67,8 85,1 

Welthandelsanteil (%) 8,2 8,2 
Handelsbilanzsaldo  
(Mrd. US-$) 29 219 
      

  

  
  
  
  
  
  

Kapitalbilanz 2001 2007 

Devisenhandel (Mrd. US-$) 88 99 

Anteile des Euro an allen 
Devisentransaktionen (%) 37,6 37,0 

Ausländische  

Direktinvestitionen
d)

 2001 2006 

Bestand (Mrd. US-$) 890 1 507 

Offenheitsgrad 47,0 51,7 

Weltanteil 6,9 6,2 

Ströme (Mrd. US-$) 66 122 

Offenheitsgrad 34,9 41,9 

Weltanteil 4,2 4,9 

Portfolioinvestitionen 2001 2007 

Aktiva (Mrd. US-$) 112 178 

Passiva (Mrd. US-$) 138 370 
Offenheitsgrad 13,2 16,5 

  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  

a)
 Wachstum in Prozent. – 

b)
 Kaufkraftparitäten. – 

c)
 Waren und Dienstleis-

tungen. – 
d)
 Summe inländischer und ausländischer ADI. 

Quelle: BIZ; CIA; IWF; UNCTAD; Weltbank; WTO. 

4 Von Waren und Dienstleistungen gleichermaßen.
5 Vgl. hierzu Diskussion in Sinn (2005, 177 ff.).
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es für ein Land in zunehmendem Maße er-
forderlich, über ausländisches Geld in Form
von Devisen zu verfügen. So ist eine weite-
re Möglichkeit, die weltwirtschaftliche Ver-
flechtung offenzulegen, die internationalen
Devisenumsätze zu betrachten. Der gesam-
te internationale Devisenumsatz verhält sich
demzufolge erwartungsgemäß analog zum
Waren- und Dienstleistungshandel. Auch hier
ist im Jahr 2001 ein Rückgang zu verzeich-
nen. Der durchschnittliche Devisenhandel im
Monat April wird für Deutschland 2001 auf
88 Mrd. US-Dollar beziffert (2007: 99 Mrd.
US-Dollar).

Festhalten lässt sich ferner, dass der Euro im
Jahr 2007 an 37% aller Devisentransaktio-
nen beteiligt war. Gegenüber den verfügba-
ren Vorjahren (2001: mit 37,6%) ist dies ein stabiler zweiter
Platz unter allen Währungen (vgl. BIZ 2007).

Ausländische Direktinvestitionen

Für Aktivitäten von Unternehmen im Ausland spielen Fusio-
nen und Übernahmen (M&A) eine bedeutende Rolle. Wei-
ter können Unternehmen durch den Bau neuer Werkshal-
len ins Ausland expandieren (Greenfield-Investitionen). Die-
se Aktivitäten führen dazu, dass ein Unternehmen Hand-
lungsmacht über ein im Ausland angesiedeltes Unterneh-
men gewinnt. Ausgewiesen werden diese Zahlen in Statis-
tiken über ausländische Direktinvestitionen (ADI). 

Deutschland hat historisch betrachtet einen großen Bestand
an ADIs. So sind die deutschen Direktinvestitionen ins Aus-
land in der Zeit von 2001 bis 2006 deutlich gestiegen und
haben einen Bestand von rund 1 005 Mrd. US-Dollar im Jahr
2006 erreicht. Das sind 8,1% am weltweiten Bestand so ge-
nannter Outward-ADIs. Der im Inland investierte Bestand an
Direktinvestitionen ausländischer Unternehmen ist mit
502 Mrd. US-Dollar (2006) hingegen wesentlich geringer. Im
Ländervergleich empfängt Deutschland einen konstanten
Anteil (2006: 4,2%) der weltweit getätigten Direktinvestitio-
nen. Dieser geringere Anteil lässt sich damit erklären, dass
tendenziell die Industrieländer als Geberländer agieren und
als Empfänger der Direktinvestitionen in der jüngsten Zeit
verstärkt die Entwicklungsländer in Frage kommen.

Um den Fortschritt der Globalisierung am aktuellen Rand
zu betrachten, ist ein Blick auf die Zuflüsse der vergange-
nen Jahre sinnvoll (vgl. Abb. 4). Im Jahr 2006 wurden ins-
gesamt 79 Mrd. US-Dollar an Direktinvestitionen durch deut-
sche Unternehmen getätigt (2001: 40 Mrd. US-Dollar). Dies
entspricht einem Weltanteil von 6,5% (2001: 5,3%). Im welt-
weiten Vergleich nimmt die Bedeutung Deutschlands als
Zielland für Direktinvestitionen ab. Im Jahr 2006 erreichten

Deutschland nur noch 3,3% der weltweiten ADIs (43 Mrd.
US-Dollar).

Angelehnt an den Offenheitsgrad (vgl. OECD 2008, 111) am
Gütermarkt, stellen auch die ADIs im Verhältnis zum BIP ei-
nen wichtigen Indikator für das Fortschreiten der Globali-
sierung dar. Gemessen am Bestand der Direktinvestitionen
ist im Jahr 2006 ein Offenheitsgrad von 51,7% erreicht wor-
den (2001: 47,0%). Ein alternativer Indikator zur Messung
des Offenheitsgrades ist die Summe der jährlichen ADI-Strö-
me. Im Jahr 2001 wurde ein im langfristigen Vergleich mitt-
lerer Wert von 3,5% erzielt. Im Jahr 2006 wurde ein Offen-
heitsgrad von 4,2% erreicht.

Die ADI wachsen also weiterhin, insgesamt jedoch mit ge-
ringerer Geschwindigkeit als vor der Jahrtausendwende.
Die jährlichen ADI-Ströme unterliegen jedoch, im Gegen-
satz zum Güterhandel, starken Schwankungen. Wird die
längere Frist betrachtet, so liegt der deutsche Anteil am
weltweiten Direktinvestitionsvolumen in einer Bandbreite
von rund 6 bis 8%. Im Jahr 2006 ist der deutsche Anteil
auf den Tiefpunkt von 6,2% gesunken. In der kurzen Frist
zeigen die Direktinvestitionsströme kein besseres Szena-
rio auf. Im Jahr 2001 konnten 4,2% aller Direktinvestitio-
nen mit Deutschland in Verbindung gebracht werden. 2006
wurde schließlich ein Anteil von 4,9% erzielt (vgl. UNCTAD
2007; IWF 2008a).

Portfolioinvestitionen

Der zweite Bereich der internationalen Investitionspositio-
nen sind die Portfolioinvestitionen. Sie dienen der vorüber-
gehenden Kapitalanlage, z.B. in Form von Wertpapieren. Als
Abgrenzung zu den ADIs gilt, solange eine Beteiligung an
einem ausländischen Unternehmen unter 10% bleibt, han-
delt es sich bei der Anlage um eine Portfolioinvestition (vgl.
IWF 2008b).

Ausländische Direktinvestitionen
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Portfolioinvestitionen, welche unter dem aktiven Vermögen
aufgeführt sind, sind hier deutsche Investitionen ins Ausland.
Auf der Passivseite stehen eingehende Investitionen aus-
ländischer Anleger. So lässt sich bei der langfristigen Be-
trachtung dieser Zeitreihen eine deutliche Globalisierung der
Finanzmärkte ablesen, da der Wert der grenzüberschrei-
tenden Portfolioinvestitionen stetig zugenommen hat. 2001
wurden Portfolioinvestitionen in Höhe von 111,7 Mrd. US-
Dollar ins Ausland transferiert. Mit 178,4 Mill. US-Dollar wur-
de 2007 unter Berücksichtigung der letzten zehn Jahre ein
guter Mittelwert in Portfolioinvestitionen angelegt. Auf der
passiven Seite wurde 2001 bereits ein Betrag von 138,4
Mrd. US-Dollar investiert. 2007 ist ein Höchstwert von 370,4
Mrd. US-Dollar aus dem Ausland nach Deutschland durch
Portfolioinvestitionen geflossen (vgl. Abb. 5).

Entsprechend dieser Zahlen hat sich die finanzielle Öffnung
Deutschlands dem Ausland gegenüber im Verhältnis zum
BIP entwickelt. Auch der Offenheitsgrad hat sich nach oben
entwickelt. Für das Jahr 2001 lässt sich ein Grad von 13,2%
festhalten. Im Jahr 2007 lag der Offenheitsgrad bei 16,5%
(vgl. IWF 2008a; 2008c).
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Die vom ifo Institut befragten Unternehmen
des verarbeitenden Gewerbes, des Groß-
und Einzelhandels sowie des Baugewerbes
bescheinigten den deutschen Kreditinstitu-
ten wiederholt eine leicht restriktivere Ver-
gabepolitik. Im Ergebnis fiel der Kreditkli-
maindikator des verarbeitenden Gewerbes
von – 6 auf –10,3, im Handel von – 21,2 auf
– 23,6 und im Baugewerbe von – 34,2 auf 
– 34,3.1 Dabei antworteten im August ins-
gesamt knapp 4 000 Unternehmen auf die
im Rahmen des Konjunkturtests zweimal
jährlich gestellte Frage zur Kreditvergabe.

Bis vor kurzem konnten sich die Banken, trotz
der Turbulenzen durch die US-Immobilien-
krise, die nach einer ifo-Umfrage kaum mess-
bare Auswirkung auf die Kreditvergabe hat-
te (vgl. Abberger und Kunkel 2008), noch
über ein belebtes Geschäft bei den Unter-
nehmenskrediten freuen. Zwar stagnierten
im Handels- und im Baugewerbe die gehal-
tenen Kreditvolumen in den ersten beiden
Quartalen 2008, aber im verarbeitenden Ge-
werbe konnten im gleichen Zeitraum noch
zweistellige Zuwachsraten gegenüber dem
Vorjahr erreicht werden (vgl. Deutsche Bun-
desbank 2008, 32).

Die sich eintrübende konjunkturelle Ent-
wicklung in der deutschen Wirtschaft ver-
anlasste aber die Banken, ihre Kreditrichtli-
nien zu verschärfen und die Risikoprämien
zu erhöhen. Als Folge müssen Unternehmen
nun mit weiter ungünstigeren Bedingungen
für eine Kreditzusage rechnen. 

Die Verschlechterung des Kreditklimas im
verarbeitenden Gewerbe wurde überwie-
gend von den ungünstigeren Meldungen ost-
deutscher Unternehmen verursacht. Dort
sank das Kreditklima das erste Mal seit dem
Beginn der Befragung, und zwar gegenüber
der letzten Befragung im März 2008 von 
– 7,8 auf – 16,1. Dies ist auch über alle Sek-
toren der größte Rückgang. Für die west-
deutschen Unternehmen, die dagegen
schon wiederholt einen leichten Rückgang
des Kreditklimas hinnehmen mussten, ver-
ringerte sich der Indikator von – 5,5 auf – 8,8.

André Kunkel

Kreditklimaindikator wieder leicht gefallen
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1 Berechnet aus dem Saldo der Antworten auf die Fra-
ge »Wie beurteilen Sie zurzeit die Bereitschaft der
Banken, Kredite an Unternehmen zu vergeben?«;
mögliche Antworten: »entgegenkommend«, »normal«;
»restriktiv«.
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Damit sank der Wert weniger stark als von Sommer 2007
zum Frühjahr 2008.

Für große Unternehmen mit mehr als 250 Mitarbeitern wurde
die Kreditvergabepolitik nur leicht weiter verschärft (von – 5,2

auf aktuell – 7,4). Kleine und mittlere Unterneh-
men mussten hingegen eine vergleichsweise res-
triktivere Kreditvergabepolitik verkraften.

Bezieht man die aktuelle wirtschaftliche Situa-
tion der meldenden Unternehmen des verar-
beitenden Gewerbes mit ein, zeigt sich, dass
Firmen mit einer aktuell guten Geschäftslage
von ihren Banken bereitwilliger Kredite zuge-
teilt bekommen als Unternehmen, deren Ge-
schäftslage befriedigend oder schlecht ist 
(vgl. Abb. 3).

Auch im Handelsgewerbe haben sich die Ur-
teile der Firmen zur Kreditvergabe weiter ver-
schlechtert. Regional betrachtet hat sich die
Entwicklung damit angeglichen. Im März die-
ses Jahres berichteten überwiegend west-
deutsche Unternehmen des Groß- und Ein-
zelhandels von einer restriktiveren Haltung ih-
rer Bank, nun lässt sich dieser Trend auch bei
den ostdeutschen Handelsfirmen beobachten.
Eine Ausnahme bilden die westdeutschen Ein-
zelhändler, sie meldeten gegenüber der März-
Umfrage keine restriktivere Vergabepraxis. 

Im Großhandel verschlechterte sich das Kre-
ditklima in allen drei Größenklassen, während
im Einzelhandel überwiegend kleinere Firmen
mit einem Umsatz < 1 Mill. € eine restriktivere
Kreditpolitik beobachteten. Für mittlere und
große Unternehmen (Umsatz > 50 Mill. €) ver-
besserte sich das Kreditklima sogar leicht. 

Regional wurde im Baugewerbe das Kredit-
vergabeverhalten der Banken unterschiedlich
empfunden. In Westdeutschland hat sich das

Kreditklima weiter leicht von – 31,2 auf – 32,5 abgekühlt. In
Ostdeutschland hingegen meldeten die Bauunternehmen
sogar eine geringe Verbesserung (von – 42,4 auf aktuell 
– 39,0). Nach der Größenklassenauswertung blieb die Ein-
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Tab. 1 
Ergebnisse des Kreditklimas (% Salden) 

  
  

Jun. 
03 

Aug. 
03 

Mrz. 
04 

Aug. 
04 

Mrz. 
05 

Aug. 
05 

Mrz. 
06 

Aug. 
06 

Mrz. 
07 

Aug. 
07 

Mrz. 
08 

Aug 
08 

Verarb. Gewerbe – 53,2 – 53,6 – 46,9 – 42,6 – 32,4 – 26,9 – 15,9 – 10,1 –   1,9 0,0 –   6,0 – 10,3 

  Ostdeutschland – 56,9 – 54,2 – 51,6 – 47,7 – 39,0 – 37,0 – 25,5 – 19,4 –   9,2 –   8,2 –   7,8 – 16,1 

  Westdeutschland – 52,2 – 53,5 – 45,7 – 41,4 – 30,8 – 24,1 – 13,8 –   7,7 –   0,1 2,2 –   5,5 –   8,8 

Handel – 60,0 – 61,2 – 63,3 – 52,9 – 49,1 – 45,4 – 31,3 – 29,4 – 17,3 – 13,4 – 21,2 – 23,6 

  Ostdeutschland – 64,8 – 61,7 – 64,1 – 52,8 – 54,3 – 52,3 – 47,6 – 44,4 – 33,6 – 33,2 – 26,3 – 31,3 

  Westdeutschland – 58,5 – 61,1 – 63,1 – 53,0 – 46,9 – 43,4 – 26,5 – 25,3 – 13,4 –   8,8 – 20,1 – 22,0 

Bau  – 73,3  – 74,6 – 68,3 – 64,6 – 58,6 – 48,3 – 28,8 – 28,5 – 34,2 – 34,3 

  Ostdeutschland  – 78,4  – 79,1 – 74,1 – 70,7 – 63,5 – 58,0 – 44,0 – 37,6 – 42,4 – 39,0 

  Westdeutschland  – 71,0  – 72,4 – 65,9 – 62,2 – 56,6 – 44,4 – 23,4 – 25,1 – 31,2 – 32,5 

 Quelle: ifo Institut. 
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schätzung großer Bauunternehmen nahezu gleich, mittlere
Unternehmen berichteten von einer moderaten Verschär-
fung der Kreditvergabe, und kleine Unternehmen sahen die
Situation sogar geringfügig besser als im März.

Insgesamt hat sich das Kreditklima in allen Bereichen wei-
ter eingetrübt. Allerdings haben sich die Urteile zur Kredit-
vergabepraxis im Bau- und im Handelsgewerbe nur leicht
verschlechtert. Die Firmen des ostdeutschen verarbeiten-
den Gewerbes meldeten die stärksten Restriktionen bei der
Kreditvergabe.
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Der ifo Geschäftsklimaindex für die gewerbliche Wirtschaft
Deutschlands ist im August gesunken. Dies ist der dritte
Rückgang des Index in Folge. Die derzeitige Geschäftslage
wird von den Unternehmen deutlich ungünstiger bewertet
als im Vormonat. Zudem rechnen sie damit, dass sich die
Situation auch im kommenden halben Jahr schwächer ent-
wickelt: Die Geschäftserwartungen verschlechtern sich seit
drei Monaten ununterbrochen. Den Umfrageergebnissen zu-
folge wird die deutsche Wirtschaft deutlich an Tempo ver-
lieren.

Das ifo Geschäftsklima für die gewerbliche Wirtschaft kühl-
te sich in drei Wirtschaftsbereichen ab: im verarbeitenden
Gewerbe, im Bauhauptgewerbe und im Einzelhandel. Im
Großhandel hellte es sich dagegen auf.

Das ifo Beschäftigungsbarometer – das aus den Konjunk-
turtestergebnissen berechnet wird – hat sich im August ver-
schlechtert. Damit ist das Barometer bereits dreimal nach-
einander gesunken. Die Unternehmen planen kaum noch,
den Personalbestand auszuweiten.

Die Befragungsteilnehmer im verarbeitenden Gewerbe sind
etwas weniger zufrieden mit ihrer derzeitigen Geschäftsla-
ge. Die Unternehmen bewerten ihre Lage weiterhin vorwie-
gend als gut, doch nimmt der Anteil an negativen Stimmen
zu. Die Nachfrage entwickelte sich schwächer, und die La-
gerüberhänge vergrößerten sich. Mit den Auftragsbestän-
den sind die Befragungsteilnehmer unzufriedener als im Ju-
li; im historischen Vergleich werden die Auftragsbestände je-
doch nach wie vor günstig beurteilt. Speziell die Hersteller
von Investitionsgütern bewerten die Auftragssituation trotz
deutlicher Abschläge in den vergangenen drei Monaten mehr
als zufriedenstellend. Die Produktion wollen die Indus-
trieunternehmen insgesamt dennoch leicht drosseln. Auch
bei der Einstellung von zusätzlichem Personal wollen sie sich
zurückhalten. Ein Beschäftigungsabbau ist aber nicht an-
gezeigt; die chemische Industrie, die Mineralölverarbeitung
und der Maschinenbau planen beispielsweise eine weitere
Aufstockung der Belegschaft. Trotz der weniger günstigen
Beurteilung der derzeitigen Geschäftslage ist die Situation
im verarbeitenden Gewerbe daher momentan noch gut. Dem
weiteren Geschäftsverlauf in den nächsten sechs Monaten
sehen die Industrieunternehmen aber zunehmend skeptisch
entgegen: Der Anteil der Firmen, die mit einem ungünstige-
ren Geschäftsverlauf rechnen, hat zugenommen. Auch vom
Auslandsgeschäft erwarten sich die Unternehmen abermals
merklich geringere Impulse. Der Export wird die Konjunk-
turentwicklung in Deutschland kaum noch zusätzlich un-
terstützen können.

Klaus Abberger

ifo Konjunkturtest August 2008 in Kürze1

1 Die ausführlichen Ergebnisse des ifo Konjunkturtests, Ergebnisse von
Unternehmensbefragungen in den anderen EU-Ländern sowie des Ifo
World Economic Survey (WES) werden in den »ifo Konjunkturperspekti-
ven« veröffentlicht. Die Zeitschrift kann zum Preis von 75,– EUR/Jahr
abonniert werden.
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Im Bauhauptgewerbe hat sich das Geschäftsklima ver-
schlechtert. Die Unternehmen ordnen sowohl ihre Ge-
schäftslage als auch ihre Perspektiven für die kommenden
sechs Monate ungünstiger ein. Sie sind mit ihren Auftrags-
beständen unzufriedener und planen eine geringere Bautä-
tigkeit. Namentlich im gewerblichen Hochbau, der unter den
Bausparten die beste Geschäftslage aufweist, haben sich
die Auftragsbestände schwächer entwickelt. Die Reichwei-
te der Aufträge reduzierte sich spürbar. Dennoch lasten die
Firmen ihre Geräte sowohl im Hochbau als auch im Tiefbau
stärker aus als im Vormonat. Damit ist auch die Geräteaus-
lastung im Bauhauptgewerbe insgesamt gestiegen und liegt
leicht über dem Wert des Vorjahresmonats. 

Im Großhandel hat sich das Geschäftsklima aufgehellt. Die
derzeitige Lage wird unverändert leicht positiv und die Pers-
pektiven werden weniger kritisch bewertet. Hinter der sta-
bilen Lageeinschätzung stehen jedoch zwei gegenläufige
Entwicklungen: Die Großhändler im Konsumgüterbereich
melden eine günstigere Situation, während der Produkti-
onsverbindungshandel seine Lage weniger gut als im Vor-
monat sieht. Verengt man den Blick im Konsumgütergroß-
handel jedoch auf die besonders konjunktursensiblen lang-
lebigen Konsumgüter, so zeigt sich auch hier eine ungüns-
tigere Bewertung der Geschäftslage. Innerhalb des Pro-
duktionsverbindungshandels resultiert die weniger gute La-
gebewertung von den Großhändlern mit Investitionsgütern.
Beiden Handelsbereichen – Konsumgütergroßhandel und
Produktionsverbindungshandel – ist gemeinsam, dass die
Umfrageteilnehmer erheblich weniger häufig Preisanhebun-
gen planen als in den Vormonaten. Daher könnte der Preis-
auftrieb im Großhandel nachlassen. 

Im Einzelhandel ist der Geschäftsklimaindex leicht gesun-
ken. Mit ihrer Geschäftslage sind die Einzelhändler etwas
weniger unzufrieden als im Vormonat. Zwar wollen die Un-
ternehmen bei den Bestellungen nicht mehr so restriktiv sein,
sie bewerten den weiteren Geschäftsverlauf aber dennoch
skeptischer. Preisanhebungen planen die Einzelhändler –
ähnlich wie die Großhändler – seltener. Die Tendenz zu hö-
heren Preisen hat daher auf beiden Handelsstufen spürbar
nachgelassen. Im Einzelhandel mit Kraftfahrzeugen erholte
sich das Geschäftsklima von seiner drastischen Ver-
schlechterung im Vormonat kaum, die Umsätze liegen un-
ter Vorjahr. Ebenfalls unter Vorjahr liegen die Umsätze der
Tankstellen. Deutlich eingetrübt hat sich das Geschäftskli-
ma im Einzelhandel mit Unterhaltungselektronik. Nachdem
im Mai, Juni und Juli die Umsätze deutlich über dem Ni-
veau des vergangenen Jahres lagen, konnten im August die
Umsätze des Vorjahres nicht erreicht werden. 

Das Geschäftsklima im Dienstleistungsgewerbe hat sich
weiter verschlechtert. Der Indikator ist damit zum dritten Mal
in Folge gesunken. Hinter dem aktuellen Rückgang stehen
jedoch zwei gegenläufige Entwicklungen: Mit ihrer momen-
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tanen Geschäftslage sind die Dienstleister etwas zufriede-
ner als im Vormonat, deutlich skeptischer sind sie jedoch für
die Entwicklung im kommenden halben Jahr. Die Nachfra-
gesituation ist ungünstiger, und die Befragungsteilnehmer
klagen etwas häufiger über zu kleine Auftragsbestände. Für
die nächsten drei Monate erwarten sie geringere Umsatz-
steigerungen. Im Bereich Güterverkehr hat sich das Ge-
schäftsklima erneut abgekühlt. Die Geschäftslage wird zu-
rückhaltender bewertet, und auch für die Entwicklung in den
nächsten sechs Monaten sind die Befragungsteilnehmer
skeptischer. Die Umsätze konnten gegenüber Vorjahr nicht
mehr so deutlich gesteigert werden, und die Auftragsbe-
stände werden schlechter beurteilt. Der Druck, die Preise
anzuheben, hat aber deutlich nachgelassen. Die Werbe-
branche beurteilt ihre derzeitige Geschäftssituation etwas
positiver als im Vormonat. Vor Jahresfrist war die Ge-
schäftslage allerdings noch erheblich besser. Die Umsätze
des Vorjahres wurden nicht erreicht, der weiteren Entwick-
lung sehen die Werbeunternehmen nicht mehr ganz so op-
timistisch entgegen. Dennoch rechnen die Unternehmen
überwiegend mit einer besseren oder gleich bleibenden Ge-
schäftssituation im kommenden halben Jahr.
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